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In  einer  kritischen  Zeit,  wo  verschiedengeartete  Ideen  und  Be- 
strebungen das  öffentliche  I.eben  zu  beeinHussen  suchen,  wo  auf 
der  einen  Seite  sich  selbst  überhastender  Kapitalismus,  getragen 
von  dem  Gefühle  geldmächtiger  Souveränität,  zugleich  Segen  und 
Verilerben  bringend  immer  weiter  sein  Herrschergebiet  auszudehnen 
sucht , und  auf  der  anderen  Seite  in  bedenklich  sich  steigernder 
Fülle  der  Gedanke  willkürlichen  Umsturzes  sich  erhebt  und  zum 
verderblichen  Anlauf  gegen  althergebrachte  Ordnung  und  schwer 
empfundene  Unordnung  sich  rüstet,  thut  es  not,  den  Blick  auf  die 
nähere  und  fernere  Zukunft  gerichtet,  mehr,  wie  bis  jetzt  geschehen, 
demjenigen  Stande  vorsorgende  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  welcher, 
bis  jetzt  am  meisten  unberührt  geblieben  von  jenen  extremen  Rich- 
tungen , noch  die  sichersten  Aussichten  bietet , selbst  durch  ange- 
messene Massregeln  verjüngt,  die  Nationalkraft  des  l.andes  seiner- 
seits zu  verjüngen  und  so  dem  Staate  die  Möglichkeit  giebt,  bei 
gerechter  Beachtung  unglückseliger  Notstände  einer  neuen  besseren 
Zeit  die  Bahn  zu  brechen. 

^^’ir  sehen,  wie  dieser  verheissungsvolle  Stand  — unser  deut- 
scher Bauernstand  — wenn  auch  nicht  nach  seinen  äusseren  Ge- 
staltungen, so  doch  nach  seinem  inneren  Wesen  derselbe  geblieben, 
der  er  vor  Jahrhunderten  war,  wir  sehen  aber  auch,  dass  er  norh 
jetzt,  in  ungerechter  Verkennung  seiner  Bedeutung  das  Stiefkind  der 
öffentlichen  Fürsorge,  gutes  Recht  hat,  Klage  zu  führen  und  auf 
Abhilfe  schwerwiegender  Schäden  zu  dringen,  ihm  selbst  und  damit 
zugleich  dem  ganzen  Vaterlande  zum  Segen. 
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Wirtschaftliche  Lage  des  deutschen  Bauernstandes. 

KintUiss  des  römischen  Rechtes,  und  zwar,  um  diesen  Einfluss 
'leii'h  in  der  richtigen  eise  zu  charakterisieren,  schädlicher  Ein- 
Uiss  des  römischen  Rechtes  auf  (.lic  Entwickelung  unsrer  Agrar- 
crhältnisse  das  dürfte  die  Crrundidee  sein,  von  iler  aus  die 
leutige  (lestaltung  der  Lamlwirtschaft , die  missliche  Lage  des 
Bauernstandes  hauptsächlich  ihre  Erklärung  findet.  1 his  römische 
vec  ht  ist  der  breite  Strom,  der  hier  betrucliteiul,  dort  vernichtend 
inautlialtsam  deutsches  Land  und  deutsches  Leben  überschwemmt 
1 lat.  ..Der  wirtschattliche  (irundcharakter  des  römischen  Rechtes 
liesteht  darin,  dass  das  h,igentum  von  jeder  sittlichen  und  öffent- 
u h-rechthehen  Verptlichtung  befreit,  mithin  das  wirtschaftliche  und 
: o/iale  Leben  in  lauter  Einzelwirtschaften  aufgelöst,  im  schrankenlos- 
i idividualistischen  Erwerbstrieb  zersetzt  wird.“  (läger,  Agrarfrage 
der  (tegenwart.  II.  S.  109.)  Diesem  aulgedrängten  Prinzip  folgend 


missten  sich  Grund  und  Boden  dazu  becjuemen , als  Kapital  auf- 
j etasst  und  behandelt  zu  werden , mithin  auch  ohne  Schranke 
teilbar  und  ohne  jede  Grenze  verschuldbar  zu  sein.  Ereie  'Feilbar- 
1 eil  und  treie  \ crschuldbarkeit,  beide  ergänzen  einander  und  gehen 
i reinander  über,  beide  wirkten  in  ihren  wechselseitigen  Beziehungen 
1 le  ein  zersetzender  Krankheitsstoft  aut  den  gesunden  wirtschaft- 
1 dien  Körper  der  Nation,  führten  einen  verni«  htenden  Kamjif  gegen 
Haus  und  Ilot,  Sitte  und  P'amilie. 

l>ie  nach  römischem  Recht  übliche  gleiche  Naturalteilung  führte 
tut  der  einen  Seite  zur  Parzellierung,  zur  Zwergwirtschaft ; das  ein- 
zelne Besitztum  schrumpft  derartig  zusammen,  dass  es  meistens 
seinen  Mann  nicht  mehr  ernährt;  auf  der  anderen  Seite  führte  sic 
zur  Latifundienwirtschaft,  welche  vermcige  der  thatkräftigen  Hülfe 
( es  Kapitals  Alles  in  sich  aufnimmt,  was  jener  Hülfe  entbehrend 
rut  selbständige  Bewirtschaftung  verzichten  muss.  Wir  sehen,  dass 
1 ur  dort,  wo  der  Bauer  entweder  durch  eigenen  Willen  cs  ver- 
s:anden  hat,  das  römische  Erbrecht  zu  umgehen,  oder  wo  ihm  der 
. taat  mit  (icsctzeskratt  zur  Seite  gegangen  ist,  sich  noch  ein  krättiger, 

1 ibens-  und  leistungsfähiger  Bauernstand  erhalten  hat,  während  das 
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redendste  Beispiel  für  die  verderbliche  Macht  des  römischen  Erb- 
rechtes im  Lande  seines  Entstehens  der  italienische  Bauernstand  ist, 
welcher  eigentlich  als  solcher  überhaupt  nicht  mehr  existiert.  ’)  Was 
das  Erbrecht,  die  freie  Teilbarkeit  nicht  fertig  bringt,  das  vollendet 
mit  beinahe  tötlicher  Sicherheit  die  freie  Verschuldbarkeit,  die  Hypo- 
theken- und  Subhastationsordnung.  Hauptsächlich  infolge  von  Erb- 
teilungen werden  die  Grundstücke,  da  es  dem  Landwirt  nach  tlem 
Wesen  seiner  Erwerbswirtschaft  unmöglich  ist,  wenn  der  .\ugenblick 
es  verlangt , grössere  Summen  in  Baar  auszahlen  zu  können , mit 
Hypotheken  belastet;  wie  eine  stete  Drohung  walten  diese  über  seiner 
Arbeit- , und  weil  sie  in  weitaus  den  meisten  Fällen  nicht  ganz  ge- 
tilgt werden  können,  gehen  sie  von  Hand  zu  Hand,  von  dem  einen 
Besitzer  auf  den  andern  über  wie  ein  unvermeidliches,  lästiges  Re- 
quisit des  Gutes.  Durch  die  unverhältnismässig  hohen  Zinsen,  durch 
das  stete  Fluktuieren  des  Zinstusses  und  die  dadurch  veranlasste 
Änderung  im  Verkehrswertc  des  Grund  und  Bodens,  ferner  durch 
ilie  Unfähigkeit  des  Landwirtes,  im  voraus  festgesetzte  Zahlung.s- 
termine  unter  allen  Plmständen  pünktlich  einhalten  zu  können,  wachsen 
die  Schulden  immer  mehr,  man  schreitet  zur  zweiten,  vielleicht  auch 
zur  dritten  Hypothek ; oder  der  Bauer  scheut  sich  vor  offener  Dar- 
stellung seiner  Lage,  er  wendet  sich  an  den  allzu  dienstbereiten 
Geldmann  dunkler , versteckter  Geschäftsart ; der  Wucherer  beginnt 
seine  stille,  unheimliche  Arbeit  — das  Ende  ist  Subhastation,  voll- 
ständiger wirtschaftlicher  Ruin. 

Das  i.st  das  heutige  „Legen“  der  Bauern. 

Leider  ist  die  Statistik  auf  diesem  Gebiete  zurückgeblieben, 
als  scheute  sie  sich  Verhältnisse  und  Zahlen  aufzudecken,  vor  deren 
Grösse  sie  selbst  erschrecken  würde.  Nur  annähernde  Mutmassungen 
lassen  siih  aufstellen.  Jäger  kommt  in  seiner  „Agrarfrage  der  Gegen- 
wart“ II.  S.  19S  auf  Grund  eingehender  Untersuchungen  zu  dem 
Schlüsse : „Wir  werden  schwerlich  hinter  der  Wirklichkeit  Zurück- 
bleiben, indem  wir  ilie  hypothekarische  Belastung  der  Landwirtschaft 
im  deutschen  Reich  auf  lo  Milliarden  taxieren.  Was  daher  die 
deutsche  1 .amlwirtschatt  dem  Kapital  jährlich  an  Zins  nur  für  die 


')  Vgl.  Schritten  des  Vereins  für  Sozialpolitik.  Agrarische  Zustände  in 
Italien  von  K.  l'h.  Eheberg. 
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bvpothekarischen  Forderungen  gieht , isl  ein  Tribut  von  etwa  500 
Millionen  Mark.“  Stopel  in  seinem  Werk  „Die  freie  Gesellschaft“ 
schätzt  die  Summe  der  landwirtschaftlichen  Hypotheken  sogar  auf 
20  Milliarden  mit  einem  Jahreszins  von  i Milliarde. 

Ergänzend  und  erweiternd  treten  zu  jenen  beiden  dem  römischen 
\ccht  entslammemlen  Haupttaktoren  mehr  oder  minder  schätlliche 
Vebentaktoren.  läazu  gehören : der  l'bergang  der  Natural-  in  die 
jeldwirtschatt ; der  bedeutende  Unterschied  zwischen  Verkehrs-  und 
virklichem  Ertragswerte  der  (niter,  veranlasst  durch  grosse  Nach- 
rage bei  verhältnismässig  geringem  Angebot  und  namentlich  durch 
iie  giinstige  Entwickelung  der  Landwirtschaft  in  den  dreissiger  bis 
lebziger  Jahren,  aut  welche  dann  infolge  der  plötzlich  auftretenden, 
Vlies  überwältigenden  auswärtigen  Konkurrenz  ein  sehr  empfind- 
icher  Rückschlag  erfolgte;  ferner  hohe  Ausgaben  für  Steuern  und 
-.insen.  Hat  doch  z.  H.  ein  Landwirt,  welcher  60  Mk.  Klasscn- 
s teuer  zahlt,  nach  einer  Berechnung,  welche  einer  Petition  des  West- 
tilischen  Bauernvereins  vom  14.  März  1884  beigefügt  ist,  22907, 

(,  ieser  Klassensteuer  an  sonstigen  Abgaben  zu  entrichten,  und  zahlen 
( och  heute  noch  ven  den  Hypothekenschulden  in  Westtalen  etwa 
Millionen  s"',,,  etwa  200  Millionen  4'/,,— 4I 0 etwa  60  Mil- 
Ionen  4'!  ^,  und  nur  10  Millionen  unter  4 '‘7  während  nach  allge- 
meiner Annahme  eine  Verzinsung  des  Grundkapitals  im  landwirt- 
s 'hattlichen  Betriebe  von  mehr  als  3"/,,  nicht  gerechnet  werden 
(urtte;  schliesslich  sind  es  noch  die  niedrigen  Fa’nnahmen  wegen 
riednger  Vieh-  und  Getreidepreise,  der  unbere(  htigte  Zwischenhandel 
und  der  Waren-,  Vieh-  und  Geldwucher,  welche  entweder  zu  geringe 
^ ergeltung  gewähren  oder  auch  das,  was  mühsame  Arbeit  errungen, 
dem  verschuldeten,  wehrlosen  Bauer  ohne  jegliche  Pmtschädigung 
ndimen.  t.s  würde  zu  weit  tühren,  wollten  wir  im  einzelnen  nach 
der  Bedeutung  iler  verschiedengearteten  Isintlüsse  die  l>age  tler  Land- 
wirtschaft und  namentlich  die  kritische,  irgend  einer  Entscheidung 
zidrangende  laige  unseres  deutschen  Bauernstandes  nachzuweisen 
s ichen.  Das  wirkliche  Vorhandensein  einer  Not  kann  nicht  ge- 
hugnet  werden. 

Zweck  unserer  .Arbeit  soll  es  sein,  ausgehend  von  jenen  beiden 
1 auptursachen,  welche  die  bäuerliche  E.xistenz  bedrohen,  der  freien 
1 eilbarkeit  und  der  treien  Verschuldbarkeit,  zunächst  diejenigen  Be- 
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Strebungen  und  Vorschläge,  w'elche  der  Zersplitterung  des  bäuer- 
lichen Grundeigentums , und  sodann  diejenigen  Bestrebungen  und 
A'orschläge,  welche  einer  immer  weiter  um  sich  greifenden  Ver- 
schuldung des  deutschen  Bauernstandes  Vorbeugen  sollen  und  schliess- 
lich die  beide  .Absichten  verbindenden  und  zusammenfassenden  Be- 
strebungen nach  ihrer  geschichtlichen  Entstehung  zu  entwickeln,  nach 
ihren  praktischen  Einrichtungen  und  thatsächlichen  Erfolgen  zu  er- 
läutern und  nach  ihrer  grösseren  oder  geringeren  Fähigkeit  zur  Er- 
reichung des  erstrebten  Zweckes  kritisch  zu  erörtern. 

L.  i 1 1 e r a t u r : 

Schrillen  des  Vereins  lür  Sozialpolitik:  I^äuerlichc  Zustände  in  PcuUchland. 
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I.  Gegen  Zersplitterung  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes gerichtete  Bestrebungen  und  Vorschläge. 

a.  Das  Anerbenrecht. 

Gewohnheiten  und  Gebräuche , mögen  sie  auch  seil  langer, 
langer  Zeit  hergebracht,  von  den  A’ätern  ererbt,  tief  in  das  AWlks- 
leben  eingedrungen  sein , verblassen  und  verschwinden  allmählich, 
steht  ihnen  nicht  der  fürsorgliche  Schutz  des  Staates,  die  sanktio- 
nierende Gesetzeskraft  desselben  hülfreich  und  erhaltend  zur  Seite. 

Die  'Festierfreiheit  des  deutschen  Bauern,  der  sein  Eigentum 
unter  seine  Kinder,  meistens  mit  .Ausschliessung  der  'Loehter,  gleicb- 
mässig  verteilte,  wich  unter  dem  Ivinfluss  des  gebietenden  .Adels, 
in  dessen  eigenem  Interesse  es  lag,  dass  der  ilim  untergebene 
Bauer  über  ein  möglichst  leistungsfähiges  Bauerngut  verfügte,  anderen 
einer  weiteren  Parzellierung  des  Bodens  vorbeugemlen  ATrerbungs- 
formen.  Diese  Gewohnheitsrechte  haben  sich  dann  dem  konser- 
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vativen  Sinne  des  Landwirtes  entsprecliend  trotz  der  (irund  und 
Hoden  kapitalisierenden,  vom  Staate  als  (lesetz  anerkannten  (Grund- 
sätze des  römischen  Rechtes  in  einigen  (Gegenden  Deutschlands 
Jahrhunderte  hindurch  zum  Segen  des  Landes  und  der  Lamhvirt- 
schaft  gehalten. 

Ks  sind  dies : 

1.  Das  Anerbenrecht,  hauptsächlich  im  Xordwestcn  untl  Siid- 
osten  Deutschlands  verbreitet;  cs  unterscheidet  sich  von  dem  älteren 
deutschen  h.rbrecht  dadurch,  dass  cs  nur  einen  Sohn  resp.  eine 
I ochter  vor  den  anderen  Söhnen  und  Töchtern  bevorzugt,  und  dass, 
wahrend  nach  altdeutschem  Erbrecht  die  Geschwister  docli  noch 
immer  Anteile  empfingen,  die  (Geschwister  dieses  sogenannten  An- 
erben entweder  gar  kein  Anrecht  auf  den  Hof  haben  oder  doch 
nur  Abfindungen  aus  demselben  empfangen. 

2.  Die  (Gutsiibertragungsverträge,  hauptsächlich  im  Nordosten 
1 )cLitschlands  tür  die  Erhaltung  eines  leistungsfähigen  Rauernstandes 
von  Bedeutung.  Sie  werden  gewöhnlich  zwischen  einem  bäuerlichen 
(Grundbesitzer  und  einem  seiner  Deszendenten  in  der  Absicht  ab- 
geschlossen, das  Eigentum  untl  damit  für  gewöhnlich  auch  die  Be- 
wirtschaftung des  (,Gutes  bereits  bei  Lebzeiten  der  Eltern  gegen 
Ausbedingung  gewisser  Vorbehaltsrechtc  und  Leistungen  an  eines 
ilcr  Kinder  übergehen  zu  lassen. 

3.  Die  gleichfalls  dem  gemeinen  Erbrecht  widersprechenden, 
jedoch  seltener  vorkommenden  Ictztwilligen  Verfügungen  und  Erb- 
schattsauseinandersetzungen. 

Diese  tür  die  Erhaltung  spannfähiger  Bauerngüter  unendlich 
wichtigen  Kecht.sgewohnheiten , welche  durch  den  immer  mehr 
sich  gegenstemmenden  Zwang  des  gemeinrechtlichen  Intestaterb- 
rcchtes  und  unter  dem  Druck  des  allenthalben  sich  breit  machen- 
tlcn  individualistisch-egoistischen  Zuges  der  Zeit  bereits  merklich 
zu  schwinden  begannen,  zu  retten  und  weiter  auszudehnen,  konnte 
einzig  und  allein  Sache  der  gesetzgebenden  Kraft  des  Staates  sein. 
Den  Gutsübertragungsverträgen  durch  gesetzliche  Sanktionierung 
massgebemle  Bedeutung  zu  verschaffen,  war  aus  verschiedenen 
(Gründen  nicht  ratsam,  weil  einmal  eine  derartige,  den  gesetz- 
lichen Formen  des  geltenden  Intestaterbrechtes  und  der  ganzen 
Richtung  der  Zeit  widersprechende  Sitte  sich  auf  die  Dauer  nicht 


— I r — 

halten  konnte  und  sie  aussenlem  mit  zu  grossen  volkswirtsihaft- 
lichen  und  sittlichen  Mängeln  behaftet  waren,  als  dass  ihre  Erhaltung 
hätte  wünschenswert  sein  können.  Abgesehen  von  jenen  nur  vor- 
übergehende Bedeutung  in  sich  tragenden  letztwilligen  Verfügungen 
und  Erbschaftsauseinandersetzungen  blieb  also  nur  das  Anerbenrecht 
übrig  als  Fundament,  auf  welchem  sich  die  verallgemeinernde  Ge- 
setzeskraft crgänzetid  und  beschränkend  erheben  sollte. 

Den  Ausgangspunkt  hat  die  ganze  Bewegung  für  das  Auerben- 
rei  ht  genommen  einmal  an  dem  Wunsc  he,  unsere  im  grossen  Ganzen 
gesunde  (Grundbesitzverteilung  zu  erhalten,  und  sodann  von  dem 
^Vuns(he,  dem  Grundbesitz  mehr  den  ('harakter  des  Familien- 
besitzes zu  geben.  Zunächst  war  es  der  preussische  Staat,  welcher, 
auf  die  Gefahren  einer  der  Erhaltung  eines  gesumlen  Bauernstandes 
entgegenwirkenden  Zersplitterung  des  Bodens  aufmerk.sam  gemacht, 
in  einer  Denkschrift  vom  Jahre  1841,  dann  in  einem  dem  ver- 
einigten Landtag  1847  vorgelegten  Gesetzesentwurf  jenem  Übel  zu 
steuern  suchte.')  Beide  Entwürfe  fanden  wenig  freundliches  Ent- 
gegenkommen , WLinderbarerWeise  am  wenigsten  l)ci  den  Bauern 
selbst.  Seit  diesem  Misserfolge  stand  die  Regierung  ihrerseits  vmi 
jeder  weiteren  Revision  iles  bäuerlichen  Erbrechtes  ab.  l)is  sie  von 
dem  Hannovenschen  Provinziallandtage  und  dem  Abgeordnetenhause 
gedrängt  und  unter  dem  Einfluss  der  tiefgehenden  geistigen  Be- 
wegung, welche  das  Jahr  1866  mit  sich  brachte,  sich  wieder  mit 
dieser  wichtigen  Frage  zu  beschäftigen  begann. 

Die  erste  Anregung  zur  \\'iederaufnahme  der  gesetzgeberischen 
Behandlung  der  Anerbenrechtsfrage  ging  von  Hannover  aus.  ■)  Vorher 
schon  waren  freilich  im  l'ürstentum  Schaumburg-Li]i[>c  die  Rechts- 
verhältnisse der  Bauernhöfe  dun  h ein  sehr  ausführliches  Gesetz  \om 
II.  .\pril  1870  *)  geregelt  worden,  und  in  diesem  Gesetz  fand  das 
spätere  hannoversche  Höferecht  sein  Muster  und  Vorbild.  Nur  darin 

')  A.  Lette  iiiul  L.  von  Rönne,  Die  Landeskitlturgesetzyebung  des 
preussischen  Sta-ates.  Berlin,  1853. 

Lette,  Die  Verteilung  iles  Grundeigentums  im  Zusamnienliang  mit  der 
l'iesehichte,  der  Gesetzgebung  und  den  Volkszustämlen.  Berlin.  185S. 

-)  Vgl.  W.  Roscher,  Betrachtungen  über  die  neuen  preussischen  Ge- 
setze zur  Erhaltung  des  Bauernstandes,  ln  der  Monatsschrift  .,Nord  und  Süd“, 
September  1882,  S.  328  ff. 

'*)  Schauniburg-Lippcsches  Verordnungs-Blatt,  Jahrg.  1870,  No.  7. 


•1 


haijptsärhlic'h  untersrhedet  sich  dieses  (besetz  von  den  späteren  preussi- 
S(  hen  I -andgüterordnungen,  dass  dieses  das  Anerhenrecht  als  direktes 
Intestaterbrecht  tiir  die  Vererbung  des  I)äucr]ichen  (Irundbesitzes  ein- 
tuhrt,  während  jene  das  Institut  der  llöferolle  angenommen  haben, 
das  lieisst,  sic  gestatten  dem  Hoibesitzer  die  Eintragung  seines  Hofes 
in  die  Hdterolle  und  auch  die  jederzeitige  l.öschung  derselben  in  der 
1 loterollc,  mit  der  Wirkung,  dass  auf  solche  eingetragene  Höfe  das 
gesetzlich  formulierte  Anerbenrecht  Anwendung  zu  finden  hat.  Her 
zur  Bildung  eines  derartigen  Cesetzes  in  der  Sitzung  des  hannover- 
schen I.andtagcs  vom  25.  (.Iktober  1872  genehmigte  Entwurf  wurzle 
der  Staatsregierung  zur  Erledigung  auf  verfassungsmässigem  ^Vege 
ubergeben  und  erhielt,  nachdem  er  den  Anschauungen  des  gemeinen 
Rechtes  soviel  wie  möglich  angepasst  und  darum  in  manchen 
Punkten  abgeschwächt  worden  war,  durch  das  Gesetz  vom  2.  funi 
1874  die  königliche  Sanktion.  ‘) 

Zwei  bei  der  Ausfiihrung  erlieblichc  Missständc  hervorrufendc 
Punkte,  welche  bestimmten  : 

1.  Die  Eintragung  in  die  Höferollc  sollte  nur  für  diejenigen 
Hötc  zulässig  sein,  für  welche  cs  dem  Eigentümer  gelingen  würde, 
tlem  zuständigen  Amtsgerichte  wenigstens  cinigermassen  wahrschein- 
lich zu  machen,  dass  sie  bereits  früher  unter  der  Herrschaft  des 
.\nerbcnsrechtes  gestanden  hätten,  und 

2.  Die  Eintragung  der  Höfe  sollte  überhaupt  nur  statthaft  sein 
bis  zum  i.  Juli  1885  — wurden  späterhin  dun  h die  Novellen  vom 
24.  Eebruar  iSSo-l  und  vom  20.  Februar  1884'*)  beseitigt. 

Diesem  Beispiel  Hannovers  tolgten  in  kurzen  Zwischenräumen 
und  kaum  in  merklich  von  einander  abweichenden,  dem  individuellen 
Wesen  des  betreffenden  Landes  Rechnung  tragenden,  gesetzlichen 
Anordnungen  nach:  Oldenburg  vermittelst  des  Gesetzes  vom  24.  April 
1873')  nebst  dem  zugehörigen  Fürstentum  1 äibeck  am  i o Januar  1 8 7 9,’'') 

')  Pr.  G.-S.  1.  1S74.  S.  iS6. 

■-)  Pr.  G.-S.  f 1880,  S.  87. 

■*)  Pr.  G.-S.  f.  1884,  S.  71. 

Herz.  c)klbg.  G.-Bl.  f.  1873,  Nr.  129-  131. 

Vergl.  Kollniann,  Die  Reform  des  PAbreclitcs  an  Grund  und  Boden  und 
ilire  Wirkungen  auf  die  Erhaltung  des  Bauernstandes  im  HerzogUiiu  Olden- 
burg. Schmollers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  u.  s.  w.,  lahrgang  7 (1883), 
Heft  2.  S.  209  fr. 

•’)  F.  Lüb.  G.-Bl.  f.  1879,  Nr.  9 und  Nr.  11. 
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ferner  Braunschweig  mit  dem  Gesetz  vom  28.  März  1874,^)  das 
l.andgebiet  von  Bremen  am  14.  Januar  1876')  und  der  preussische 
Kreis  des  Herzogtums  Lauenburg  am  21.  Februar  1881.^) 

Inzwischen  war  aucli  im  Jahre  1879  dem  Abgeordnetenhause 
seitens  des  Abgeordneten  von  Schorlemer  - Alst  im  Aufträge  des 
\V'estfälischen  Bauernvereins  der  Emtwurf  eines  Gesetzes  betreflend 
die  Vererbung  der  Landgüter  in  der  Provinz  Westfalen  und  in  den 
rheinischen  Kreisen  Rees,  Essen,  Duisburg  und  Mülheim  a.  d.  Rtihr 
zur  Beschlussfassung  vorgelegt  worden.  Bereits  früher  hatte  dort 
die  Regierung  in  die  Regelung  der  bäuerlichen  Plrbfolge  einge- 
griffen, so  durch  das  Gesetz  vom  13.  Juli  1836,  welches  aber  an 
dem  kurzsichtigen  Verständnis  namentlich  der  Bauern  selbst  ge- 
scheitert war  und  durch  Verordnung  vom  18.  Dezember  1848 
wieder  aufgehoben  wurde;  ferner  durch  das  Gesetz  vom  16.  Aj)ril 
1860,  welches  das  eheliche  Güterrecht  ordnete,  und  durch  das 
Gesetz  vom  22.  Juli  1861  betreflend  Entrichtung  des  Stempels  von 
Ubertragungsverträgen  zwischen  Aszendenten  und  Deszendenten. 
Jetzt  kam  der  Bauer,  welcher  in  den  vierziger  Jahren  die  weit- 
tragende  Bedeutung  jener  Staatsgesetze  nicht  hatte  einsehen  können, 
freiwillig,  oder  vielmehr  gezwungen  vom  Drange  der  Zeit,  und  ver- 
langte gesetzliche  Sanktionierung  seines  Gewohnheitsrechtes.  ■’) 

JenervonSchorlemer-Alst  im  November  1 8 7 9 im  Abgeordnetenhause 
eingebrachte  Entwurf  hatte  seitens  des  Westfälischen  Provinzial-Land- 
tages  Bestätigung  gefunden,  während  die  Gerichte  und  Verwaltungs- 
behörden der  Provinz  sich  zum  Teil  gegen  denselben  aussprachen  ; 
nachdem  dann  der  Provinzial-Landtag  sich  zur  Annahme  eines  neuen 
modifizierten  Entwurfes  der  Staastregierung  verstanden  hatte,  welcher 
sich  haujitsächlich  dadurch  von  dem  ursprünglichen  unterschied,  dass 


')  Braunschw.  G.-  und  V.-S.  f.  1874,  Nr.  41. 

'^)  Brem.  G.-Bl.  f.  1S76,  Nr.  i. 

3)  G.-S.  f.  1881,  .S.  19 

*)  Vergl.  Waldeck,  Über  das  bäuerliche  Pabfolgegeselz  in  der  Provinz 
Westfalen.  Arnsberg,  1841. 

■'’)  Vergl.  von  Schorleiner-Alst,  Die  Dage  des  Bauernstandes  in  Westfalen, 
und  was  ihm  not  thut.  Mün.ster,  1864. 

T'erselbe,  Die  Lage  des  Ländlichen  Grundbesitzes  in  Westfalen  bezüglich 
der  Verschuldung  und  Kreditnot.  Münster,  1868. 


;%-^i - 
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1.  nicht  ein  besonderes  Intestaterbrecht  für  den  ländlichen 
(Grundbesitz  eingetührt , sondern  nur  das  Institut  der  Hoferolle 
(Landgiiterrolle)  nach  dem  Muster  der  tür  die  Provinz  Hannover 
geltenden  Bestimmungen  aut  die  Provinz  W estlälen  ausgedehntj  und 

2.  an  dem  bestehenden  Krb-  und  ehelichen  Güterrechte  nichts 
geändert  werden  sollte,  wurde  dem  Entwurf  in  Gestalt  der  „Land- 
guterordnung  für  die  Provinz  Westfalen  und  die  Kreise  Rees,  Essen 
(Land),  Essen  (Stadt),  Duisburg  und  Mülheim  a.  d.  RuhP‘  am 
30.  April  1882  die  königliche  Sanktion  zu  teilD) 

Im  Anschluss  an  jenen  von  Schorlemer-Alst  gestellten  Antrag 
erfolgte  dann  ein  weiterer,  gleichfalls  im  preiissischen  Abgeordnetem- 
hause  von  dem  Abgeordneten  von  Minningerode  eingebrachter  An- 
trag , welcher  den  Erlass  ähnlicher  das  Anerbenrecht  betreffender 
Bestimmungen  auch  für  die  übrigen  Pro\iiizen  des  preiissischen  Staates 
auzuregen  suchte.  Zu  diesem  Anträge  nahmen  einige  Provinzen, 
nämhch  Ost-  und  Westpreusen,  Nassau  und  Posen,  eine  dun  haus 
ablehnende,  andere,  wie  Pommern,  eine  abwartende,  dritte,  unter 
diesen  Brandenburg,  Schlesien,  Schleswig-Holstein,  Sachsen,  Hessen 
und  die  Rheinprovinz,  eine  zustimmende  Haltung  an.  -j 

Ebenso  ertolgte  in  Bayern”)  uiul  Baden  b Anregung  zur  Ein- 
luhrung  resp.  Retorm  des  .Anerbenrechtes. 


')  G.-.S.,  S.  255. 

-j  \ ergleiche : Frotukoll  der  7-  I'leiiarsilzung  iles  l’roviiiziallandlages  der 
l'rovinz  Ostjweussen  vom  9.  April  18S0. 

1 rotokoll  über  die  Sitzung  des  weslpreiissisclu  n I'rovdnzial-I.andtages  vom 
1 3.  März  1 880. 

1 rotokoll  der  7.  Sitzung  des  Komnumal-l.andt.ages  lür  den  Regierungsbe- 
zirk Wiesbaden. 

Protokoll  des  Brandenburger  Provinzial-Landtages  vom  15.  März  1880. 

Protokoll  des  28.  und  29.  Provinzial-Landtages  dtr  Provinz  Schlesien. 

Verhandlungen  des  13.  Schleswig-Holsteinischen  Provinzial-Landtages  vom 
31.  Oktober  bis  iS.  November  1881,  nebst  Anlagen.  Kiel,  1881. 

Verhandlungen  des  Provinzial-I.andtages  der  Provinz  Sachsen  von  den 
Jahren  1880  und  1882. 

Bericht  der  Verhandlungen  vom  27.  rheinischen  Provinzial-Landtage  zu 
Düsseldorf.  Düsseldorf,  1881. 

•■*)  Vergl.  Beilagen  zur  Zeitschrift  des  landwirtschaftlichen  Vereins  in 
Bayern,  November  1883. 

Vergl,  H.  Schulze.  Gutachtlicher  Bericht  über  das  bäuerliche  Erbrecht 
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Gesetzlich  geregelte  Landgüterordnungen  haben  dann  noch  bis 
jetzt  erhalten  die  Provinzen  Brandenburg,  Schlesien  und  Hessen. 

Um  zur  Klarstellung  über  die  wichtigsten  Punkte  ein  bestimmtes 
Gesetz  herauszugreifen , bestimmt  z.  B.  die  Landgüterordnung  für 
die  Provinz  Westfalen  über  die  Erbfolgeordnung  in  13:  1 )ie  Be- 
fugnis der  Kinder  zur  L'bernahme  des  Landgutes  wird  nach  folgen- 
den Grundsätzen  geregelt. 

Leibliche  Kinder  gehen  Adoptivkindern , eheliche  den  unehe- 
lichen vor.  Durch  nachfolgende  Ehe  legitimierte  Kinder  stehen  den 
ehelichen  gleich. 

Ferner  geht  vor  der  ältere  Sohn,  und  in  Ermangelung  von 
Söhnen  die  ältere  Tochter. 

Kinder,  welche  zur  Zeit  des  Erbanfalles  für  geisteskrank  oder 
für  Verschwender  erklärt  sind,  stehen  bis  zur  W'iederaufhebung  der 
Entmündigung,  Kinder,  welche  eine  Verurteilung  zu  Zuchthausstrafe 
und  zugleich  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erlitten  liaben, 
für  immer  den  übrigen  Miterben  nach. 

An  die  Stelle  eines  verstorbenen  Kindes  treten  dessen  Abkömm- 
linge nach  den  für  die  Kinder  geltenden  Grundsätzen.  — 

Über  die  Taxe,  zu  welcher  das  Gut  von  dem  Anerben  über- 
nommen werden  soll,  bestimmt  17,  die  Feststellung  der  Taxe 
erfolgt  nach  folgenden  (Grundsätzen  : 

Der  zwanzigfache  Betrag 

a)  des  beim  Grundsteuerkataster  angesetzten  Reinertrages  der 
1 Liegenschaften, 

b)  des  bei  Veranlagung  der  Gebäudesteuer  eingeschätzten 
Nutzungswertes  derjenigen  Gebäude,  welche  weder  zur  f \ oh- 
nung  des  Eigentümers,  seiner  Familie,  seiner  Dienstleute  und 
Arbeiter  bestimmt , noch  zur  Bewirtschaftung  erforderlich 
sind, 

wird  als  Wert  des  Landgutes  angenommen. 

2.  Nicht  besonders  geschätzt  werden  und  bleiben  ausser  Be- 
rechnung : 

im  Grossherzoglum  und  dessen  mögliche  Reform  durch  die  Gesetzgebung,  er- 
stattet an  die  erste  Kommission  der  ersten  Kammer  des  Grussherzogtums 
Baden  für  die  Erhebungen  über  die  Landwirtschatt.  1884. 

V'ergl.  Jäger,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  III.  S.  194  — 219. 
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ci)  (He  zur  \V  ohnung  des  Eigentümers,  seiner  Familie , seiner 
Dienstleute  und  Arbeiter  bestimmten,  sowie  die  zur  Rewirt- 
schaftung  erforderlichen  Gebäude ; 

b)  Räume  und  Holzungen,  letztere  mit  Ausnahme  des  nach  forst- 
wirtschahhchen  Grundsätzen  überständigen  Holzes; 

c)  das  Gutsinventarium  und  alle  sonstigen  beweglichen  Pertinenz- 
stücke. 

3.  Nach  allgemeinen  Regeln  werden  besonders  abgeschätzt  und 
dem  (Fitswerte  hinzugerechnet: 

n)  der  zwanzigfache  betrag  des  jährlichen  Nutzungswertes  der 
zum  Landgut  gehörigen  nutzbaren  Gerechtigkeiten; 

l))  der  Wert  des  nach  forstwirtschaftlichtai  Grundsätzen  über- 
ständigen Holzes ; 

< ) der  Wert  der  auf  dem  Landgut  vorhandenen  gewerblichen 
Anlagen.  — 

„Die  wesentlichste  Veränderung,  welche  das  ältere  Anerben- 
re:ht  durch  die  neuere  sich  auf  Oldenburg,  das  Rremische  Landge- 
biA,  Rraunschweig , Lauenburg,  die  preussischen  Provinzen  Han- 
ne ver,  Westfalen,  Rraiidenburg  und  Schlesien  (Hessen)  beziehende 
G isetzgebung  erfahren  hat,  besteht  darin,  dass  das  neuere  Anerben- 
re  ht  mit  den  Grundsätzen  der  modernen,  freiheitlichen  Agrarver- 
fa  sung  und  der  Recht.sgleichheit  in  Einklang  gebracht  ist.  Im  Gegen- 
saz  zu  trülier  ist  die  Dispositionsfreiheit  des  Anerben  gegenwärtig 
am  das  sorgfältigste  gewahrt,  und  hat  das  Anerbenrecht  seinen 
Zv  angscharakter  eingebüsst.  Auch  ist  der  Anerbe  nicht  mehr  alleiniger 
l'.r  le  m den  Grundbesitz,  sondern  nur  ein  vor  seinen  Miterben  be- 
vo  zugter  Miterbe,  dem  allerdings  das  Eigentum  an  dem  Hofe,  nicht 
ab  ‘r  auch  der  Wert  desselben  ausschliesslich  zufällt.  Wie  die  Re- 
voizugung  desselben  nur  den  Zweck  hat,  den  grundbesitzenden 
Fa  iiilien  die  ungeteilte  und  nicht  allzusehr  beschwerte  Erhaltung 
ihr.*s  Grundbesitzes  zu  ermöglichen,  so  hat  die  Revorzugung  auch 
diiich  diesen  Gesichtspunkt  ihr  festes  Mass  und  ihre  Grenze  er- 
haben. Diese  Bevorzugung  ist  nach  einigen  der  neueren  Gesetze  nur 
111  einer  niedrigen  Übernahmetaxe  enthalten,  während  eine  Reihe 
aiuerer  Gesetze  dem  Anerben  ausdrücklich  ein  praecipuum  ge- 
wäl  ren.  In  beiden  Fällen  aber  wird  der  'laxe  nicht  der  Verkehrs-, 
sondern  der  Ertrag.swert  des  Grundstückes  zu  Grunde  gelegt.  Pan 
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wesentlichen  Unterschied  zwischen  dem  älteren  und  neueren  An- 
erbenrecht besteht  darin,  dass,  während  früher  die  Bauerngüter  ab 
intestato  nach  Anerbenrecht  vererbt  wurden,  in  der  Gegenwart  in 
der  grössten  Zahl  derjenigen  Gebiete,  für  welche  die  neueren  Höfe- 
gesetze und  Landgüterordnungen  gelten,  die  Anwendung  des  An- 
erbenrechtes auf  den  ländlichen  Grundbesitz  abhängig  gemacht  ist 
von  einem  ausdrücklichen  Willensakte  des  Besitzers,  (Das  soge- 
nannte System  der  Höferolle  gilt  in  Hannover,  Lauenburg,  Bremen, 
Oldenburg,  Westfalen,  Brandenburg,  Schlesien.)  Nur  ausnahmsweise 
hat  auch  nach  den  neueren  Gesetzen  das  Anerbenrecht  die  Natur 
eines  direkten  Intestaterbrechtes  beibehalten.  (Braunschweig  und 
Schaumburg-Lippe.)  Endlich  besteht  ein  Hauptunterschied  zwischen 
dem  älteren  und  neueren  Anerbenrecht  darin,  dass  das  erstere 
seine  Anwendung  ausschliesslich  auf  den  bäuerlichen  Grundbesitz 
fand,  während  das  Anerbenrecht  nach  den  meisten  neueren  Ge- 
setzen auf  den  gesamten  land-  und  forstwirtschaftlichen  Grund- 
besitz — mit  oder  ohne  Ausschluss  der  ganz  kleinen  Güter, 
deren  Erträge  zur  vollständigen  Ernährung  und  Beschäftigung  einer 
Familie  nicht  ausreichen  — in  Anwendung  gebracht  werden  kann. 
(Hannover,  Oldenburg,  Westfalen,  Brandenburg  und  Schlesien.)  Nur 
ausnahmsweise,  in  Rraunschweig,  Schaumburg -Lippe  und  Bremen, 
ist  auch  das  neuere  Anerbenrecht  auf  den  bäuerlichen  Grundbesitz 
beschränkt.“  (Miaskowski,  Das  Erbrecht  und  die  Grundeigentums- 
verteilung im  Deutschen  Reiche,  II.  S.  466  und  467.} 

Näher  auf  die  einzelnen  mehr  oder  minder  bedeutenden  Unter- 
schiede der  verschiedenen  Gesetze  einzugehen,  würde  zu  weit  führen. 
Der  Endzweck  aller  ist  jedenfalls  der  gleiche,  und  trotz  einiger  Dif- 
ferenzen macht  sich  bei  ihnen  allen  eine  entschiedene  Ausgleichungs- 
tendenz bemerkbar. 

So  wurde  das,  was  der  Bauer  Jahrhunderte  hindurch  im  Interesse 
der  Selbsterhaltung  und  im  zähen  Festhalten  am  Althergebrachten 
trotz  des  immer  mehr  um  sich  greifenden,  Grund  und  Boden  zer- 
bröckelnden Einflusses  des  gemeinen  Rechtes  als  Gewohnheitsrecht 
ausgeübt  hatte , Gesetz ; vorläufig  freilich  nur  eine  kleine  Station 
auf  dem  langen  Wege,  welcher  noch  vor  der  Gesetzeskraft  des 
Staates  liegt , soll  das  einmal  begonnene  Werk  zu  befriedigendem 
Abschluss  führen.  Hin  und  her  wogt  namentlich  der  Streit,  ob  das 
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System  des  indirekten  Intestaterhrechtes , d.  h.  die  geset/.mässige 
ab  iolute  Unterwerfung  unter  das  Anerbenrecht,  oder  das  Svstem  (ies 
diiekten  Intestaterbrechtes,  d.  h.  die  fakultative  Unterwerfung  unter 
da>  Anerbenrecht  durch  Eintragung  des  Gutes  in  die  Hbferolle,  den 
Vc  rzug  verdient. 

„Die  Hauptaufgabe  der  künftigen  Gesetzgebung  wird  jedenfalls 
da  in  bestehen,  das  Anerbenrecht  aus  einem  ausnahmsweise  für  eine 
Ul  ergangszeit  zugelassenen  zu  einem  definitiv  anerkannten,  aus  einem 
sii  gularen  Rechtsinstitut  zu  einem  Bestandteile  des  allgemeinen 
Rtchtes  zu  machen.“  iMiaskowski,  II.  S.  471.) 

Solches  Hesse  sich  am  ersten  erreichen  durch  Aufnahme  dieses 
Al  erbenrechtes  in  das  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch.  Natürlich 
mi  sste  dabei  auf  diejenigen  Gegenden  des  Rei(  hes  Rücksicht  ge- 
no  nmen  werden,  wo  das  gemeine  Recht  unbestrittene  Herrschaft 
auiübt,  infolgedessen  auch  der  Grundbesitz  die  Natur  beweglichen 
Kr  pitales  angenommen  hat  und  die  Sitte , das  Gut  als  ständigen 
Ea  nilienbesitz  durch  alle  Generationen  hindurch  im  unteilbaren  Ge- 
br, .uchsrechte  eines  einzigen  Anerben  zu  erhalten,  vollständig  ver- 
scl  wumlen  ist. 

Eine  diesbezügliche  Regulierung  der  Erbfolge  in  dem  bürger- 
lichen Gesetzbuch  für  das  deutsche  Reich  hätte  dann  zu  erfolgen  in 
de  Weise,  „dass  der  Regel  nach  die  Anerbenfolge  von  Gesetzes- 
we^en  zur  Anwendung  gelange,  und  dass  nur  ausnahmsweise  in  den- 
jen  gen  Staaten,  in  denen  dies  aus  bestimmten  Gründen  nicht  thun- 
licl,  erscheint,  durch  die  Landesgesetzgebung  \on  der  Regel  abge- 
wi(  hen  werden  könne,  indem  von  derselben  neben  dem  für  den  ge- 
samten Mobiliar-  und  Immobiliarbesitz  gemeinsamen  Intestaterbrecht 

da<  Institut  der  Höferolle  eingeführt  werde.“  ') 

L i 1 1 e r a t u r ; 

Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  : Miaskowski,  Das  Erb- 
rec  it  und  die  Grundeigentumsverteilung  im  deutschen  Reiche.  2 Rde.  I.eip- 
zig,  1SS2. 

Jager.  Agrarfrage  der  Gegenwart,  III.  S.  19411'. 

.Miaskowski,  Agrarpolitische  Zeit-  und  Streitfragen. 

\V.  Roscher,  Betrachtungen  über  die  neuen  preussischen  Gesetze  zur 

'}  Vergleiche  .M  i a s k o w s k i , Agrarpolidsche  Zeit  - und  Streitfragen, 
das  Anerbenrecht  und  das  künftige  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  deutsche 
Kei:h,  S,  169 — 191. 
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b.  Reform  Vorschläge. 

In  einer  das  Anerbenrecht  teils  erweiternden,  teils  beschränken- 
den Weise  sucht  Lorenz  von  Stein  die  Erage  der  Erhaltung  leistungs- 
fähiger Bauerngüter  zu  lösen. 

Kr  schlägt  vor , an  die  Seite  der  geschlossenen  bäuerlichen 
Güter  oder  Hufen,  welche  in  ihrer  Gesamtheit,  sowie  an  einzelnen 
Orten  nicht  weniger  als  die  Hälfte,  und  nicht  mehr  als  zwei  Dritt- 
teile  des  Bodens  umfassen  sollen , für  den  übrigen  Teil  des 
Bodens  die  freien  oder  die  Verkehrs-  oder  die  walzenden  Grund- 
stücEe  zu  setzen.  Ein  gewisser  Bestandteil  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebskapitals,  der  sogenannte  Eundus  instructus,  müsste 
dann  als  unabtrennbarer  Bestandteil  der  geschlossenen  Bauernstellen 
anerkannt  w erden , während  alles  Übrige  dem  freien  Verkehr  zu 
unterliegen  hätte.  Diese  in  eine  bestimmte  Huferolle  einzutragenden 
Bauernhufen  sollten  unteilbar  sein  und  der  hypothekarischen  Belastung 
mit  Einzelschulden  verschlossen  bleiben;  infolgedessen  soll  auch  nur 
für  das  walzende  Verkehrsgut  das  gegenwärtige  gemeine  Erbrecht 
fortbestehen , während  für  das  geschlossene  Gut  das  Erbrecht 
in  Gestalt  des  Anerben  zur  Geltung  kommt.  Die  Intestaterbfolge- 
ordnung ist  eine  absnlute,  unabänderliche.  Die  Verptlichtungen  des 
Ajierben  den  Miterben  gegenüber  sind  durch  gegebene  Bestimmungen 
genau  geregelt.  — 

1’rotz  alledem  ist  die  Bauernhufe  im  Sinne  L.  von  Steins  kein 
Fideikommissgut.  Der  ganze  Bauernstand  als  solcher  soll  in  seinem 
Fortbestehen  geschützt  werden,  nicht  der  einzelne  Bauer,  der  durch 
Unwirtschaftlichkeit  seinen  Besitz  nicht  nur  verlieren  kann , sondern 
sogar  verlieren  muss. 

Das  mit  der  Zeit  und  den  Fortschritten  der  Landwirtschaft 
wachsende  Bedürfnis  nach  Vergrösserung  der  Bauernhufen  könnte 
durch  Hinzukauf  walzender  Grundstücke  leicht  befriedigt  w erden.  — 

Aut  jeden  Fall  ist  L.  von  Steins  Plan  konsequent  durchgedacht, 
und  dass  ihm,  sollte  er  unter  angemessenen  Umständen  verwirklicht 

Erhaltung  des  Bauernstandes.  In  der  Monatsschrift  ,,Nord  und  Süd“,  Sep- 
tember 1882. 

Verhandlungen  des  Westfalischen  Bauernvereins  über  den  Entwurf  eines 
bürgerlichen  Gesetzbuches  für  <las  deutsche  Reich.  Münster,  1890,  S.  74—82. 


weiJen,  Lebensfähigkeit  nicht  abgesprochen  werden  kann,  das  be- 
stätigen die  mit  diesem  Dualismus  von  geschlossenen  und  walzen- 
der Grundstücken  in  einigen  thüringischen  Staaten , namentlich  in 
Sacasen-Altenburg,  und  in  dem  Königreich  Sachsen, ’j  sowie  in  den 
rus:  ischen  Ostseeprovinzen  Livland,  Estland  und  Kurland  gemachten 
Erf:  ihrungen  , wo  diese  von  L.  von  Stein  geplante  Agrarverfassung 
mit  einigen , nicht  gerade  wesentlichen  Modifikationen  in  Gelturig 
stel  t. 

L i 1 1 e r a t u r : 

Lorenz  von  Stein,  Bauerngut  und  Huferecht.  Stuttgart,  Cotta,  tSS2. 

Jäger,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  III.  S 292  295. 

An  die  Einrichtung  der  Familien-Fideikommisse  anknüpfend, 
macht  Stolp,  um  der  Zersplitterung  vorzubeugen,  den  Vorschlag, 
sogenannte  Gehöferschaften  zu  bilden,  welche  den  gesamten  inner- 
halb des  betreffenden  Gemeindebezirks  gelegenen  Grund  und  Boden 
mit  allen  landwirtschaftlichen  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden  käuf- 
lich erwerben  und  danach  die  landwirtschaftlichen  Benutzungs-  und 
Bet  iebsverhältnisse  der  beteiligten  Gemeindeeinwohner  organisieren 
sollten.  Diese  einzelnen  Mitglieder  besitzen  also  nur  das  Nutzeigen- 
tun , während  das  Recht  der  Veräusserung,  Verpfändung,  Verschul- 
dur  g von  der  Gesamtheit  aller  Mitglieder  oder  der  Gehöferschaft 
seil  st  ausgeübt  wird.  Jenes  Nutzeigentum  ist  ein  dauerndes,  jedoch 
ein  persönliches,  und  muss  mit  den  gleichen  Rechten  und  Pflichten, 
wie  es  beim  Tode  besessen  wurde,  auf  eines  der  Kinder  oder  Kin- 
des cinder  vererbt  werden. 

Kein  gehöferschaftliches  Besitztum  darf  derartig  zerstückelt 
oder  zerkleinert  werden,  dass  auf  demselben  sich  eine  Familie  nicht 
mel  ir  ausreichend  ernähren  und  ein  Gespann  nicht  mehr  zweckmässiger 
weiie  unterhalten  werden  kann.  Ungenügend  grosse  Gehöferschaften 
weiden  durch  Hinzulegung  von  fremden  Grundstücken  zu  denselben 

')  Vergl,  Dismembrationsgesetz  vom  30.  November  1843. 

Henning.  Mittel  und  Wege  zur  weiteren  Förderung  der  sächsischen 
Lar  Jwirtschalt, 

V.  Agrargesetzgebung.  Dresden,  1873, 

Briefliche  Mitteilungen  des  Geh.  Rats  Henning  aus  dem  Jahre  1874. 

von  Langsdorff  in  „Bäuerliche  Zustände“,  II.  S.  207  und  218. 
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entsprechend  vergrössert,  allzugrosse  nach  massgebenden  Umständen 
geteilt.  — 

Dieses  sind  die  wesentlichsten  hierher  gehörenden  Grundzüge 
jenes  im  Besonderen  mehr  auf  norddeutsche  Verhältnisse  zugeschnit- 
tenen Reorganisationsvorschlages,  dessen  praktischer,  allgemein  gül- 
tiger Durchführung  wohl  allzu  grosse  materielle  wie  moralische 
Schwierigkeiten  entgegenstehen , als  dass  man  überhaupt  mit  ihm, 
als  einem  realisierbaren  Vorschläge  zur  Erhaltung  eines  freien  deut- 
schen Bauernstandes  rechnen  könnte  — 

Litteratur: 

Stolp,  Die  Begründung  und  Erhaltung  des  Bauernstandes.  Berlin,  1878. 

J ä g e r,  Die  .\grarfrage  der  Gegenwart,  IH.  S.  295 — 298. 

Andere  Reformvorschläge  übergehen  wir,  da  sie  nur  teilweise 
in  den  Kreis  der  vorliegenden  Erörterung  fallen  und  späterhin  an 
der  ihnen  zukommenden  Stelle  Erwähnung  finden  werden. 


II.  Gegen  Verschuldung  des  Bauernstandes 
gerichtete  Bestrebungen  und  Vorschläge. 

a.  Praktische  Bestrebungen. 

Was  für  den  in  landwirtschaftlichen  Zwecken  bebauten  Grund 
und  Boden  der  Himmel  ist,  das  ist  für  den  Besitzer  dieses  Grund 
und  Bodens  der  Kredit.  Soll  das  Land  die  Hoffnungen  erfüllen, 
welche  bei  Bestellung  des  Feldes  mit  efem  Saatkorn  zugleich  in  den 
Boden  gesenkt  worden  sind,  so  muss  der  treibenden  Kraft  der  Erde 
die  Gunst  des  Himmels  weckend  und  nährend  zur  Seite  treten. 
Soll  der  Landwirt  zu  allen  Zeiten  seinen  ernsten  Verpflichtungen 
nachkommen,  sowohl  in  seiner  Eigenschaft  als  Besitzer  ihm  anver- 
trauten kostbaren  Grund  und  Bodens , wie  auch  in  seiner  Eigen- 
schaft als  selbständiges,  wertvolles  Glied  der  menschlichen  und 
staatlichen  Gemeinschaft , so  muss  ein  seinen  Verhältnissen  ent- 
sprechender Kredit  ihn  in  Ausübung  seiner  Pflichten  unter- 
stützen. 
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Dieser  Kredit  ist  teils  Realkreciit , d.  h.  er  gründet  seine 
Si' herheit  und  Riirgschaft  aul  dem  Werte  des  (irund  und  Boiiens, 
überhaupt  des  ganzen  Besitztums,  teils  ist  er  Personalkredit,  d.  h. 
er  stützt  sich  nur  auf  die  Person  des  Landwirts  als  solche  und  die 
grisseren  oder  geringeren  Garantien,  welche  Art  und  'Püchtigkeit 
des  Kreditsuchenden  in  dem  Verhältnis  zu  seiner  Thätigkeit  bieten. 

W'ir  wenden  uns  zunächst  zu  den  Instituten,  welche  der  Be- 
friedigung des  Realkredits  dienen. 


1.  Die  Hypothekenbanken. 

Die  Hypothekenbanken  entstanden  zu  einer  Zeit,  als  der  In- 
di  üdualkredit  sich  mehr  und  mehr  von  dem  ländlichen  Grundbesitz 
zurückzuziehen  begann,  die  genossenschaftlichen  Kreditinstitute  aber 
wegen  der  niedrigen  Beleihungsgrenze  und  aus  anderen  Gründen 
dem  wachsenden  Bedürfnis  der  Landwirte  nicht  genügten.  Bekannt- 
lici  besteht  der  Geschäftsbetrieb  dieser  Hypothekenbanken  darin, 
djss  sie  zum  Zweck  der  Beschaffung  der  nötigen  Geldmittel  Schuld- 
ve -.Schreibungen  (Pfandbriefe^  ausgeben  und  dieselben  an  der  Börse 
verkaufen,  oder  dass  sie  dem  Schuldner  die  Schuldverschreibungen 
di  ekt  als  Dahrlehn  geben  und  ihm  die  Veräusserung  derselben 
ül  erlassen.  Als  Sicherheit  für  diese  Schuldverschreibungen  müssen 
VC  n der  Bank  Hypotheken  in  mindestens  gleichem  Betrage  erworben 
se  n.  Die  Hypothekenbanken  sind  also  eigentlich  nur  die  Vermittler 
ZV  ischen  dem  verpfändeten  Grundbesitz  und  den  Pfandbrief inhabern, 
urd  es  ist  klar  und  geht  schon  aus  der  Art  dieses  Geschäftes  her- 
ver,  dass  die  an  die  Spitze  der  Statuten  gestellte  Bestimmung:  „För- 
de rung  des  Realkredits“,  welche  vielleicht  anfangs  leitender  Gesichts 
pinkt  gewesen  sein  mochte,  mit  der  Zeit  und  dem  immer  weiter 
urd  lohnender  sich  gestaltenden  Kapitalmärkte  zum  lockenden  Aus- 
hängeschild herabsank,  um  das  Vertrauen  des  kreditbedürftigen 
G undbesitzes  zu  erwecken ; die  immer  offener  aus  ihrer  anfänglichen 
Verhüllung  hervortretende  wahre  Absicht  ist  die,  aus  dieser  Ver- 
m ttlung  einen  möglichst  grossen  Gewinn  herauszuschlagen  und  auf 
di  ;se  W^eise  an  die  Aktionäre  möglichst  hohe  Dividenden  verteilen 
zu  können.  Freilich  gewähren  die  Hypothekenbanken  den  Vorteil 
der  Unkündbarkeit  und  ratenw'eisen  Zurückzahlung  der  aufgenommenen 
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Darlehen,  allein  teuer  genug  kommt  den  Landwirt  auch  der  Preis 
für  diesen  von  den  Banken  ohne  irgendwelche  finanzielle  Aufwen- 
dungen gewährten  Vorteil  zu  stehen.  Er  deckt  durch  die  als 
„Beitrag“  zu  zahlenden  Beträge  nicht  nur  sämtliche  den  Hypotheken- 
banken thatsächlich  entstandenen  Kosten,  also  die  gesamten  Ver- 
waltungskosten, sondern  jene  Beiträge  gewähren  meistens  noch 
einen  hohen  Überschuss,  welcher  dann  als  Dividende  den  Aktionären 
zu  gute  kommt.  Mehr  noch  lastet  auf  ihm  <lie  Höhe  der  Zinsen, 
welche  die  Hypothekenbanken  für  die  von  ihnen  gewährten  Darlehen 
beanspruchen.  Der  Zinstuss  tür  völlig  sichere  Kapitalanlagen  be- 
trägt im  allgemeinen  4 Prozent ; trotzdem  und  trotz  der  unbeding- 
ten Realsicherheit,  welche  die  an  erster  Stelle  stehenden  Hypotheken 
gewähren,  beanspruchen  die  Hypothekenbanken  4*'o—  4^’^  ^'/o  Ver- 
gütung, und  wo  sie  einmal  ausnahmsweise  unter  diesen  Betrag 
heruntergehen,  da  muss  der  Grundbesitz  unter  anderem  Namen  dem- 
entsprechende Lasten  tragen.  Zahlt  der  Schuldner  den  Zins  nicht 
zum  bestimmten  'l  ermin,  so  verfällt  er  in  eine  hohe  Konventional- 
strafe, welche  schon  im  voraus  durch  die  Eintragung  einer  soge- 
nannten Kautionshypothek  für  die  Bank  gesichert  ist. 

Um  dem  Landwirte  die  Rückzahlung  der  erhaltenen  Darlehen 
zu  erleichtern,  gewähren  die  Banken  vielfach  Annuitätenhypotheken, 
bei  welchen  zu  dem  gewöhnlichen  Zinstuss  noch  ein  Zuschlag,  die 
Amortisationsquote , für  die  Heimzahlung  des  Kapitals  bestimmt, 
hinzutritt.  Nach  allgemeiner  Berechnung  müsste  ein  Landwirt  durch  eine 
.\nnuität  von  6 etwa  in  33  Jahren  frei  sein.  Hierbei  ist  ange- 
nommen, dass  das  Kapital  mit  4'Yl^'o  verzinst  und  i jährlich 

als  Heimzahlung  gegeben  werden.  Dieser  an  sich  überaus  klaren 
und  einfachen  Berechnung  widerspricht  jedoch  die  nicht  minder  ein- 
fache und  natürlich  begründete  Thatsache,  dass  der  Landwirt  nach 
der  Art  seiner  Erwerbswirtschaft  fast  niemals  aus  seinem  Besitz 
soviel  erlangen  kann,  um  neben  dem  hohen  Zins  noch  eine  so  hoch 
bemessene  Amortisationsquote  zahlen  zu  können.  So  werden  diese 
ungezählten  .Amortisationsquoten  zu  neuen  Schulden,  welche  wieder- 
um Verzinsung  und  Tilgung  beanspruchen.  Eine  derartige  Heim- 
zahlung mit  6 **  0 bringt,  wenn  sie  wirklich  innerhalb  33  Jahren  er- 
folgt ist,  der  Bank  für  je  ausgeliehene  100  Mark  1 98  Mark  zurück; 
geschieht  sie  mit  5 ‘',  0,  so  erfordert  die  Tilgung  eine  Zeit  von  fünfzig 
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J;hren,  und  die  Bank  erhalt  bis  zum  Ablauf  der  Frist  im  ganzen 
ftr  je  ausgeliehene  loo  Mark  250  Mark  zurtiek. 

Aus  diesem  allem  dürfte  zur  Genüge  hervorgehen,  dass  die 
fi ypothekenbanken  dem  von  ihnen  sich  selbst  gestellten  Prinzip; 

orderung  des  Realkredits“  dem  Landwirte  und  namentlich  dem 
die  Mitte  zwischen  (irossgrundbesitzer  und  Zwergwirtschafter  haltenden 
Biuern  gegenüber  nicht  gerecht  werden.  Der  einzige  nicht  zu 


Ul  terschatzende  \ orteil.  der  mit  ihnen  verbunden  ist,  die  Unkünd- 
birkeit  der  Darlehen,  wird  mehr  wie  reichli<-h  aufgewogen  durch 
die  bedenklichen  Nachteile,  die  sie  mit  sich  führen;  namentlich  da- 
«Inrch,  dass  sie  die  wichtigste  und  vom  Standpunkte  des  Land- 
wirtes aus  durchaus  berechtigte  Forderung  des  Grundbesitzes,  für 
autgenommenen  Hypotheken  keinen  höheren  Zinsfuss  zahlen  zu 
dl  rfen,  als  durch  die  allgemeine  Lage  des  Geldmarktes  und  die  ge- 
be tene  Realsicherheit  bezw.  das  vom  Gläubiger  zu  übernehmende 
Rniko  bedingt  ist,  und  an  den  Vorteilen  einer  allgemeinen  Er- 
mi.ssigung  des  Zinssatzes  ebenfalls  teilzunehmen,  unerfüllt  lassen. 

Aus  diesen  Gründen  erfreuen  sich  auch  die  Hypothekenbanken 
wenigstens  im  Norden  von  Deutschland  und  speziell  in  Preussen 
ke  ner  grossen  Zuneigung  seitens  der  ländlichen  Bevölkerung.  Anders 
ist  ihre  Lage  und  Geschäftsausdehnung  in  Süddeutschland,  wo  es 
an  staatlichen  und  genossenschaftlichen  Kreditanstalten  für  den 
H:  pothekarkredit  fehlt.  Dort  besitzen  die  Hypothekenbanken  ge- 
wr  sermassen  ein  Monopol  für  die  hypothekarische  Beleihung  des 
lardhehen  Grundbesitzes  und  haben,  ohne  dies  aus  den  Um.ständen 
SK-,  ergebende  Monopol  allzusehr  für  ihren  Vorteil  au.szubeuten 
tei  weise  durch  solide  Geschäftsführung  und  möglichste  Rücksicht- 
nahme  auf  die  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  des  ländlichen  Grund- 
beiitzes  sich  das  Vertrauen  der  J.andwirtschaft  treibenden  Bevölke- 
rui  g zu  erringen  gewusst.  Eine  der  ältesten  und  solidesten  Hvpo- 
the<enbanken,  die  Bayerische  Hypotheken-  und  Wechselbank  in 
ib  neben,  hatte  nach  Ausweis  ihres  Rechenschaftsberichtes  für  1882 
am  Ende  dieses  Jahres  von  50825  ausgegebenen  Hypotheken- 
ailehen  im  Gesamtbeträge  von  383656449  Mk.  auf  landwirt- 
scl  afthche  Besitzungen  39  828  Darlehen  mit  180  064  699  Mk.  aus- 
gel  eben,  also  ungefähr  47”  ,,  des  Gesamtkapitals. 
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Litteratur: 

G a m p , Der  landwirtschafliche  Kredit  und  seine  Befriedigung.  Berlin,  ,888. 

M i a s k o w s k i , Agrarpolitische  Zeit-  und  Streitfragen.  Der  Wucher  auf 
dem  Lande  und  die  Organisation  des  ländlichen  Kredites. 

P r e s c r , Erhaltung  des  Bauernstandes. 

Jäger,  Agrarfrage  der  Gegenwart. 

Was  von  den  Hypothekenbanken  gesagt  worden  ist,  gilt  in 
weitaus  den  meisten  Fällen  auch  von  den  deutschen  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften und  Kreissparkassen,  da  sie  auch  lediglich 
das  Interesse  des  Kapitals  und  ihrer  Aktionäre  bezw.  ihrer  Ein- 
leger im  Auge  haben,  die  Befriedigung  des  ländlichen  Kredites  aber 
nur  das  Mittel  ist  zur  möglichst  befriedigenden  Verwirklichung  des 
erstrebten  Zweckes,  natürlich  auf  Kosten  der  Landwirtschaft  und  des 
Darlehen  suchenden  Bauern. 


2.  Die  Landschaften. 


„Ich  will,  dass  die  Stände  eines  jeden  Fürstentums  unter  sich 
und  sodann  sämtliche  Fürstentümer  zusammen  in  Verbindung  treten 
und  ein  gemeinschaftliches  Landeskollegium  etablieren,  welches  alles, 
was  zur  Erhaltung  des  öffentlichen  Kredites  erforderlich  ist,  respi- 
zieren  und  nach  bestem  Vermögen  frei  und  ungehindert  betreiben 
möge.“ 

Mit  diesen  denkwürdigen  Worten  rief  vermittelst  Kabinetsordre 
vom  22.  August  1769  Friedrich  der  Grosse  die  schlesische  Land- 
schaft ins  Leben  zum  Segen  des  Grundbesitzes  dieser  durch  die 
langen,  schweren  Kriege  arg  mitgenommenen  Provinz.  Diese  Land- 
schaft war  zunächst  nur  für  die  Rittergüter  der  Provinz  Schlesien 
bestimmt  und  vereinigte  diese  zu  einem  Verbände,  welcher  auf  der 
einen  Seite  für  den  einzelnen  Darlehnssucher  die  Vermittlung  von 
Hypotheken-Darlehen  übernahm  und  auf  der  anderen  Seite  dem 
Kapitalisten  gegenüber  Bürgschaft  für  die  Sicherheit  geliehener 
Kapitalien  und  für  pünktliche  Zinszahlung  leistete.  Von  hier  aus 
haben  sich  dann  diese  Landschaften,  als  ihre  Fähigkeiten  für  eine 
vorteilhafte,  den  Verhältnissen  entsprechende  Befriedigung  des  länd- 
lichen Kreditbedürfnisses  immer  offenbarer  hervortraten,  weiter  und 
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veiter  ausgedehnt,  und  augenblicklich  besitzen  sämtliche  Provinzen 
les  preussiscl  en  Staates  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Rheinprovinz 
ind  ausserdem  Sachsen , Mecklenburg  und  Braunschvveig  derartige 
Kreditinstitute.  Ebenso  haben  die  Landschaften  im  Laufe  der  Zeit 
' len  neuen  Verhältnissen  nachgebend  ihre  ursprüngliche  Bestimmung^ 
nur  dem  Hypothekarkredit  des  ritterschaftlichen , sogenannten  in- 
1 orporierten  Grundbesitzes  zu  dienen,  aufgegeben,  und  die  erst  in 
neuerer  Zeit  ms  Leben  gerufenen  Landschaften  in  Posen,  Provinz 
Sachsen,  Westtalen  und  Schleswig-Holstein  kennen  weder  tlie  Be- 
Jchränkung  ihres  Kredites  auf  den  inkorporierten  Grundbesitz,  noch 
den  Dualismus  der  Verwaltung,  wie  er  in  Brandenburg,  Pommern 
ind  Westpreussen  vorkommt.  Durch  diese  Änderungen  ist  auch 
< lern  bäuerlichen  Grundbesitzer  jetzt  allenthalben,  wo  diese  Institute 

existieren,  Gelegenheit  gegeben,  von  ihren  wohlthätigen  Bestimmungen 
( lebrauch  zu  machen. 

Alle  diese  Landschaften  sind  genossenschaftliche  Verbände  des 
1<  reditbediirftigen  Grundbesitzes  zur  Beschaffung  der  nötiiren  Kapi- 
lihen  unter  gemeinschaftlicher  Verhaftung  sämtlicher  Mitglieder  der- 
s dben  tiir  die  von  der  Landschaft  ausgegebenen  Pfandbriefe  in 
Lühe  ihrer  Darlehensschuld.  Der  grosse  Unterschied  der  Land- 
s haften  von  den  Hypothekenbanken  besteht  also  darin,  dass  erstere 
I 'arlehensnehmer  behufs  möglichst  billiger  Beschaffung  der  Darlehen, 
htztere  aber  Vereinigungen  der  Darlehensgeber  behufs  möglichst 
g .instiger  Verwertung  ihrer  Kapitalien  sind.  Schon  dieser  Unter- 
s hied  charakterisiert  die  uneigennützige,  wohlwollende  Stellung  der 
I andschaften  dem  Kreditbedürfnis  des  Grundbesitzes  gegenüber  ; 
„Forderung  des  Realkredits“  ist  bei  ihnen  wirkliches,  eigentliches 
( rundprinzip  und  nicht  nur  glänzendes  Firmenschild. 

Die  allgemeinen  Grundsätze,  nach  welchen  der  Geschäftsbetrieb 
d jr  Landschaften  geregelt  ist,  sind  folgende!:  Geldbeschaffung  inner- 
h dl)  gewisser  Grenzen  der  Sicherheit  zu  jeder  Zeit  und  ohne  weitere 
Kosten;  Unkündbarkeit  der  so  beschafften  Darlehen,  so  lange  die 
Z nsen  bezahlt  werden ; möglichst  billiger  Zinssatz , welcher  nicht 
eihöht  werden  kann;  allmähliche  Tilgung  der  Schuld;  die  Möglich- 
keit, zu  jeder  Zeit,  wenn  es  passt,  grössere  oder  kleinere  Beträge 
d-r  Schuld  abstossen  zu  können.  Wie  diese  im  grossen  Ganzen 
ZI  sammengestellten  Grundsätze  im  einzelnen  zur  Geltung  und  Durch- 
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führung  gelangen,,  ersieht  man  am  besten  aus  folgendem  Auszug 
aus  den  Statuten  der  Landschaft  der  Provinz  Westfalen,  welche  auch 
auf  bäuerlichen  Besitz  leiht. 

Die  Landschaft  der  Provinz  Westfalen  (Direktion  in  Münster) 
gewährt  Darlehen  auf  Grundstücke,  welche  innerhalb  der  Provinz 
^V’estfalen  und  einiger  benachbarter  Kreise  liegen  und  land-  oder 
forstwirtschaftlich  benutzt  werden.  Diese  Darlehen  sind  seitens  der 
Landschaft  unkündbar,  solange  der  Schuldner  seine  Verpflichtungen 
erfüllt.  Dagegen  kann  der  Schuldner  jederzeit  das  Darlehen  ganz 
zurückzahlen  oder  beliebige  Beträge  darauf  abbezahlen,  l.etztere 
fliessen  dann  dem  d'ilgungsfonds  zu  und  werden  gleich  den  anderen 
Beständen  des  Tilgungsfonds  zinsbar  angelegt.  Der  Zinsfuss  ist 
unveränderlich  4'*/,  ®/(,  bezw.  4*  \ oder  "'p.  Hiervon  wird  jedoch 
zur  l'ilgung  des  Darlehens  verwendet,  wotlurch  dieses  in 
45  — 55  Jahren  wieder  vollständig  getilgt  ist.  PAir  die  Verzinsung 
selbst  werden  nur  4 bezw.  3’/2  oder  3 ^ berechnet;  das  übrig 
bleil)cnde  * , „ wird  zur  Deckung  der  Verwaltungskosten  verwendet. 

Ist  dieses  ’ .j  ''  0 Glicht  ganz  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  er- 
forderlich, so  wird  der  Überschuss  zum  Vorteil  der  Mitglieder  von 
dem  \'erwaltungsrat  verwendet. 

Die  Darlehen  werden  unter  folgenden  Bedingungen  ausgegeben: 
der  Grundsteuer-Reinertrag  der  ganzen  Besitzung  des  Darlehens- 
suchers muss  mindestens  7 5 Mark  betragen.  Hierauf  kann  geliehen 
werden  der  2 2fache  Betrag  des  Reinertrags  oder  der  3 ofache  Tax- 
wert. Der  Wert  der  Gebäude  wird  dabei  nicht  mitgerechnet.  Die 
Landschaft  muss  für  ihr  Darlehen  die  erste  Stelle  haben ; stehen 
also  bereits  Schulden  auf  das  Grundstück  eingetragen , so  müssen 
diese  entweder  vorher  gelöscht  w’erden,  oder  die  älteren  Gläubiger 
müssen  der  Landschaft  ein  Vorzugsrecht  einräumen,  oder  die  älteren 
Gläubiger  müssen  soviele  Grundstücke  freigeben,  dass  deren  Rein- 
ertrag für  die  Landschaft  die  erforderliche  Sicherheit  an  erster 
Stelle  liefert.  Der  .Antragsteller  braucht  nicht  seinen  ganzen  Besitz 
zu  verpfänden , sondern  kann  einen  'Feil  seiner  Grundstücke  davon 
ausschliessen,  sobald  nur  von  dem  gestellten  Reste  die  erforderliche 
Sicherheit  geleistet  wird.  Das  Darlehen  wird  in  Pfandbriefen  ge- 
geben. Will  der  Darlehensnehmer  diese  verkaufen,  so  kann  er  dies 
selbst  besorgen  oder  die  Direktion  der  Landschaft  damit  beauf- 
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ragen.  Letztere  hat  bisher  stets  das  geforderte  bare  Geld  liefern 
connen.  Da  die  von  den  Landschaften  gewährten  Darlehen  unbe- 
lingte  Realsicherheit  geniessen,  so  stehen  die  von  ihnen  emittierten 
’landbriete  aut  dem  Geldmärkte  den  Schuldverschreibungen  des 
Staates  und  der  Gemeinden,  also  den  ersten  und  sichersten  Kapi- 
lalsanlagen,  im  allgemeinen  völlig  gleich,  besonders  da  zu  jener 
Uealsicherheit  noch  die  gemeinschattliche  Verhaftung  aller  Schuldner 
und  zum  1 eil  sehr  erhebliche  Reservefonds  als  wesentlich  ver- 
i tärkende  Momente  hinzutreten.  Die  Zeit  zwischen  Beantragung 
I nd  Realisierung  des  Darlehens  ist  möglichst  kurz  bemessen. 
1 leistens  dauert  es  5 — 10  Tage,  bis  dem  Antragsteller  der  Beschluss 
( er  Direktion  zugeht.  Gleichzeitig  hiermit  wird  eine  ausgefüllte 
( )bligation  geschickt ; diese  muss  der  Darlehenssucher  unterschreiben 
i nd  seine  Unterschrift  beim  Grundbuchrichter  oder  Notar  beglaubigen 
1 issen.  Die  vollzogene  Obligation  wird  mit  einem  Begleitschreiben, 
zj  welchem  die  Landschaft  das  Formular  liefert,  bei  dem  Grund- 
t uchamt  eingereicht.  Sobald  seitens  des  Grundbuchamtes  der 
f [ypothekenbrief  an  die  Direktion  der  Landschaft  gesendet  ist,  fertigt 
diese  sofort  die  Pfandbriefe  aus,  und  dann  wird  sogleich  das  bare 
( eld  geliefert.  In  dringenden  Fällen  können  auch  schon  im  voraus 
\ orschüsse  gegeben  werden. 

Gerade  durch  diese  strenge  und  gewissenhafte  Solidität  der 
C eschäftsführung  verbunden  mit  Amortisationszwang , durch  die 
ü )eraus  schnelle  und  sichere  Ausführung  der  Anträge  und  durch 
d e im  höchsten  Grade  einfache,  mangelndem  Verständnis  entgegen- 
k )mmende  Art  und  Weise  der  Beantragung  ist  ein  derartiges  Institut 
am  allerersten  geeignet  lür  den  im  allgemeinen  etwas  schwerfälligen 
deutschen  Bauer. 

Diese  westfälische  Landschaft  besteht  erst  seit  dem  Jahre  1877 
Ul  d hatte  bis  zum  31.  Dezember  1887  bereits  rund  für  21;'/, 
Millionen  Mark  Pfandbriefe  ausgegeben;  der  Zuwachs  allein  im 
Jahre  1887  betrug  4 Millionen  Mark. 

Nach  dem  neuesten  Rechenschaftsberichte  vom  8.  Mai  1891 
betrug  am  Jahresschlüsse  das  gesamte  emittierte  Pfandleih-Kapital 
3^  942  500  Mark;  wovon  19881  500  Mark  in  4prozentigen  und 
n 061000  Mark  in  3 ’/jprozentigen  Pfandbriefen.  Der  Überschuss 
der  Verwaltung  beträgt  58601,16  Mark,  der  Reservefonds  erhöht 
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sich  auf  261445,70  Mark;  der  'rilgungsfonds  hat  einen  Bestand 
von  I o6r  118,17  Mark  erreicht.  Die  Mitgliederzahl  der  Land- 
schaft betrug  am  Ende  des  Jahres  2258.  — In  den  älteren  Land- 
schaften ist  die  Pfandbriefschuld  in  den  letzten  Jahren  jährlich  um 
45  Millionen  Mark  gewachsen;  die  gesamte  Pfandbriefschuld  aller 
Landschaften  betrug  im  Jahre  1885  über  i ’ 2 Milliarden  Mark.  — 
Nach  der  ganzen  Art  der  Verwaltung  und  der  Einrichtungen  sind 
die  Landschaften  jedenfalls  von  sämtlichen  e.\istierenden  Kredit- 
instituten verhältnismässig  das  beste,  bedeutendste  und  dem  Real- 
kredit-Bedürfnis des  Grundbesitzes,  namentlich  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes, am  meisten  entsprechende.  Die  rege  Benutzung  und  der 
von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Umfang  des  Betriebes  und  der  Dar- 
lehensbeträge sind  dafür  die  beste  Bestätigung. 

L i 1 1 e r a t u r : 

G a m p , Der  landwirtschaftliche  Kredit  und  seine  Befriedigung.  Berlin,  liSSj. 

Jäger,  Agrarfrage  der  Gegenwart. 

Zur  Statistik  vgl.: 

Zeitschrift  des  preussischen  statistischen  Bureaus,  Jahrg,  1875,  S.  333  — 348. 

Statistik  des  preussischen  Staates,  IV.  Jahrgang,  i.  Hälfte,  S.  482  ff. 

Von  diesen  für  den  Realkredit  bestimmten  Instituten  wenden 
wir  uns  zu  einer  speziell  und  allein  für  den  Bauernstand  geschaffenen, 
für  eine  möglichst  natürliche  und  entsprechende  Befriedigung  des 
bäuerlichen  Personalkreditbedürfnisses  bestimmte  Einrichtung.  Es 
sind  dies : 

3.  Die  Spar-  und  Darlelienskassen-Vereine. 

Als  eine  der  vorzüglichsten  Einrichtungen  zur  ordnungsmässigen, 
den  Verhältnissen  entsprechenden  Befriedigung  des  bäuerlichen 
Personalkreditbedürfnisses  haben  sich  die  Spar  und  Darlehenskassen- 
Vereine  bewährt. 

.Ausgehend  von  dem  Grundgedanken,  dass  das,  was  der  Ein- 
zelne an  und  aus  sich  nicht  leisten  kann,  die  Gesamtheit  der  Ein- 
zelnen in  einheitlicher  Körperschaft  und  unter  gemeinschaft- 
licher Garantie  jedenfalls  eher  zu  leisten  vermöge,  gew’ähren  sie 
•lern  Landwirt  auf  der  einen  Seite  die  Möglichkeit,  überschüssiges 
bares  Geld , für  welches  sich  gerade  keine  andere  Verwendung 
findet , als  Zinsen  tragendes  Depositum  niederzulegen  und  sind  in 
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lieseni  Sinne  Sparkassen ; nnd  auf  der  anderen  Seite  geben  sie 
dem  Landwirt  Gelegenlieit,  ohne  weitere  nmständlielie  Formalitäten 
und  lästige,  namentlicli  den  Bauern  sehr  unangenehme  Vermögens- 
uuseinandersetzungen  augenblieklicher  Geldnot  durch  Entnahme  von 
1 tarlehen  ab/.uhelfen  und  sind  in  diesem  Sinne  1 )arlelienskassen. 
.X)  lässt  sich  aut  der  eine?i  Seite  ein  Zufluss  und  auf  der  anderen 
.'eite  ein  Abfluss  des  Geldes  schatten,  beides  zum  \'orteil  der  vcr- 
jchiedenen  Interessenten. 

Die  ersten  Versuche  zu  derartigen  praktischen,  den  kleinen 
Mann  namentlich  gegen  Auswncherung  schützenden  genossenschaft- 

I chen  Kreditinstituten  w urden  ungefähr  zu  gleicher  Zeit  in  den 
Merziger  Jahren  von  zwei  Männern  gemacht,  von  Schulze,  welcher 
Lreisrichter  zu  Delitzsch,  und  von  Raitteisen,  welclier  Bürgermeister 
/u  hdammersfeld  in  der  Rheinprovinz  war.  Beide  waren  bei  ihren 

ersuchen  in  dem  eigentlichen  Zwecke  einig , gingen  aber  in  der 
.'.rt  der  Erreichung  und  der  praktischen  Anwendung  desselben  aus- 
tinander; namentlich  hatte  jener,  wenn  auch  nicht  ausgesprochener- 

II  lassen,  so  doch  nach  der  thatsächlichen  Entwickelung  in  erster 
1 inie  die  Not  der  gewerblichen  Kreise  im  Auge,  während  die  nach 
faitfeisens  Vorbild  eingerichteten  Spar-  und  Darlehenskassen  ohne 
Zweifel  am  besten  auf  ländliche  und  somit  bäuerliche  Verhältnisse 
I assen,  weshalb  wir  uns  auch  vorzugsweise  mit  diesen  in  vorliegender 
/ rbeit  zu  beschäftigen  haben  werden. 

Die  ersten  praktischen  \ ersuche  Raiffeisens  waren  der  „Flam- 
niersfelder  Hülfsverein  zur  Unterstützung  unbemittelter  Landwirte“, 
d inn  der  1854  in  Heddesdorf  bei  Neuwied  gegründete  ,,^Vohl- 
tl  ätigkeits\ erein  , an  dessen  Stelle  1864  der  „Heddesdorler  Dar- 
b henskassenverein“  trat.  Weitere  Anregung  zu  der  nur  langsam 
bii  der  schwerfälligen  Landbevölkerung  Boden  gewinnenden  Ge- 
n jssenscliattsidee  gab  die  1866  von  Raifieisen  herausgegebene 
S :hrift  „Darlehenskassen-Vereine  in  Verbindung  mit  Konsum-,  Ver- 
kiufs-,  Winzer-,  Molkerei-,  Versicherungs-  u.  s.  vv.  Genossenschaften 
a s Mittel  zur  Abhilfe  der  Not  der  ländlichen  Bevölkerung“,  worin 
d e Grundsätze  für  die  Einrichtung  ländlicher  Kreditvereine  zum 
e sten  Male  besprochen  wurden.  Bis  zum  Jahre  1876  hatten  sich 
trotz  vieler  Anfeindungen  derartige  Kreditgenossenschaften  in  der 
Raeinprovinz  so  sehr  viJrmehrt,  dass  Raiffeisen  am  30.  September  1876 
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zur  Gründung  der  landwirtschaftlichen  Central-Darlehns-Kasse  und 
im  folgenden  Jahre  zur  Einrichtung  der  sogenannten  „Anwaltschaft“ 
schreiten  konnte.  E^rstere  sollte  einen  Geldausgleich  zwischen  den 
einzelnen  Genossenschaften  herbei  führen,  während  letztere  den  Zweck 
hat,  „die  Darlehnskassenvereine  zu  verbreiten  und  zu  unterstützen, 
denselben  mit  Rat  und  That  beizustehen,  ihre  Interessen  zu  fördern 
und  sie  nach  aussen  zu  vertreten.“ 

Von  vorn  herein  waren  bei  allen  diesen  Instituten  die  leiten- 
den und  namentlich  ihre  Verschiedenlieit  von  den  Schulzeschen 
Vorschussvereinen  charakterisierenden  Hauptpunkte  folgende: 

a)  In  den  Statuten  wird  der  Vereinsbezirk  festgestellt,  aus  dem 
Mitglieder  in  den  Verein  aufgenommen  werden  dürfen.  Der- 
selbe wird  nur  soweit  ausgedehnt,  als  eine  persönliche  Be- 
kanntschaft der  Mitglieder  möglich  ist,  also  in  der  Regel 
nicht  über  den  Bereich  einer  Pfarrei  oder  Civilgemeinde 
hinaus. 

bl  Bezüglich  des  Ausleihens  der  Geldmittel  ist  zu  beachten  : 
aa)  Nur  Vereinsmitglieder  können  Darlehen  erhalten, 
bb)  Die  Generalversammlung  hat  den  Höchstbetrag,  über  den 
hinaus  kein  Darlehn  bewilligt  werden  darf,  festzustellen, 
cc)  Bei  der  Bewilligung  der  Darlehen  soll  nicht  nur  die  finan- 
zielle Sicherheit,  sondern  auch  die  moralische  und  w irtschaft- 
liche Verw'endung  derselben  in  Betracht  gezogen  werden. 
d(B  Es  werden  die  Darlehen  nicht  nur  auf  kürzere  Zeit,  bis 
zu  einem  Vierteljahr , sondern  auch  nach  Bedürfnis 
auf  mehrere  Jahre,  immer  aber  mit  der  \ erpüichtung  all- 
mählicher Rückzahlung  (Amortisation)  und  vierw  öchentliche 
Kündigung  bewilligt. 

c)  Die  Verwaltung  ist  eine  prinzipiell  unentgeltliche,  indem  alle 
Ämter  mit  Ausnahme  desjenigen  des  Rendanten  Ehren- 
ämter sind.  Der  Rendant  ist  aber  nicht  Mitglied  des  Vor- 
standes. 

d)  Der  Überschuss,  welcher  durch  den  Unterschied  zwischen 
Anleihe-  und  Ausleihezinsfuss  sich  ergiebt , wird  nicht  als 
Dividende  unter  die  Mitglieder  verteilt,  sondern  es  wird 

’ daraus  ein  Reservefonds  zur  Deckung  eines  etwaigen  aus 
der  Geschäftsbilanz  sich  ergebenden  Vereinsverlustes,  sowie 
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ein  Hiltstonds  zur  wirtschaftlichen  l''örderung  der  Vereins- 
mitglieder angesamrnelt. 

Die  Beschränkung  der  Vereine  auf  einen  bestimmten,  nicht  zu 
^ross  bemessenen  Bezirk  ist  für  Einleger  und  Darlehnssucher  gleich 
günstig.  Die  wirtschaftliche  Lage  des  Einzelnen  ist  genau  bekannt ; 
?s  fällt  nicht  schwer,  Sicherheit  für  verlangte  Darlehen  durch  Stel- 
ling von  Bürgen  zu  schaffen ; die  Verwendung  des  Geldes  kann  ge- 
lau  kontrolliert  werden ; zugleich  wird  verhindert,  dass  ein  Mitglied 
nehreren  \ ereinen  angehort  und  an  verschiedenen  Stellen  zugleich 
Darlehen  nimmt.  Für  den  Verein  und  die  Mitglieder  ist  hinläng- 
icher  Schutz  davor  geschahen,  dass  die  Gläubiger  nicht  ihre  for- 
nalen  Rechte  zum  Schaden  des  Vereins  gebrauchen , indem  sie 
ücksichtslos  ihre  Guthaben  zurückfordern.  Die  Kasse  selbst  kann, 
lurch  die  beständige  Aufsicht  der  Gläubiger  verhindert,  sich  keinen 
gewagten  Geschäften  hingeben.  Durch  die  Möglichkeit,  selbst  die 
1 ileinsten  Summen  einlegen  zu  können , wird  die  beste  Anregung 
ur  Sparsamkeit  gegeben. 

Die  eigentliche  Geschäftsführung  eines  solchen  Vereins  setzt 
sich  zusammen  aus  dem  Vorstand,  dem  Aufsichtsrat  und  dem 
Rendanten,  und  zwar  ist  der  Vorstand  das  beschliessende,  der 
Rendant  als  eigentlicher  Geschäftsführer  das  ausführende  und  der 
jvufsichtsrat  das  die  Aufsicht  führende  Organ.  Die  Generalver- 
sammlung der  sämtlichen  Mitglieder  hat  die  Aufgabe,  über  alles 
/ u beschliessen,  was  den  einzelnen  Organen  nicht  besonders  zuge- 
\ desen  ist.  Angenommen  werden  Einlagen  auch  von  Nichtmitgliedern, 
i /ährend  Darlehen  jedoch  nur  an  Vereinsmitglieder  gezahlt  werden, 
i nd  zwar  nur  gegen  Sicherheit  und  nicht  über  eine  verhältnismässige 
Höhe  hinaus. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  die  Einrichtung,  dass  die  jährliche 
i unortisationsquote  grösserer  Darlehen  in  monatlichen  und  sogar 
\ 'öchentlichen  Ratenzahlungen  abgetragen  werden  kann.  Für  die 
Mitglieder,  welche  einen  regeren  Verkehr  mit  tlem  Vereine  wünschen, 
l ietet  die  Einrichtung  der  sogenannten  laufenden  Rechnungen  grossen 
‘‘-'orteil.  Diese  gestatten  dem  betreffenden  Mitgliede,  jederzeit  die 

1 berschüssigen  Geldmittel  anzulegen  und  bei  Bedarf  dieselben  wieder 

2 urückzuziehen , oder  auch  über  die  eingelegten  Gelder  hinaus  bis 
2u  einem  gewissen  sichergestellten  Betrage  zu  jeder  Zeit  Geld  bei 
t em  Vereine  erheben  zu  können. 
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Auf  diese  Weise  kommt  mehr  Beweglichkeit  in  das  Geschäfts- 
leben des  Landwirtes.  Die  gewöhnlichste,  weil  einfachste  Sicher- 
stellung bei  Entnahme  von  Darlehen  ist  Bürgschaft ; nur  ausnahms- 
weise wird  von  Hypotheken  oder  Hinterlegung  von  Wertpajiieren 
(jebrauch  gemacht.  Von  hoher  materieller,  wie  auch  moralischer 
Bede  .tung  ist  die  Ansammlung  eines  Vereinsvermögens  an  Stelle  der 
sonst  üblichen  Auszahlung  von  Dividenden.  Der  Reservefonds  ist  in 
gewissen  Fällen  einzige  Existenzbedingung  für  den  Verein  als  solchen; 
er  giebt  die  Möglichkeit,  durch  Errichtung  und  Unterstützung  gemein- 
nütziger Anstalten  die  ländliche  Wohlfahrt  zu  heben,  und  bietet  zu- 
gleich die  beste  Handhabe  zur  thatkräftigen  Wehr  gegen  den  Wucher. 
„Er  soll  ein  Gesamtvermögen  sein , ein  fester  Stamm,  an  welchem 
sich  die  jeweilig  schwachen  Mitglieder  der  Gemeinde,  resp.  des 
Vereins  aufrichten  können,  ebenso  wie  früher  die  ärmeren  Ge- 
meindeglieder durch  die  Benutzung  des  Gemeindev'ermögens  ihre 
Existenz  sicherten,  und  bei  grösserem  Anwachsen  in  ferner  Zukunft 
die  Grundlage  weiterer  sozialer  Verbesserungen.“  (Hildebrandts 
Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Bd.  XIll,  Heft  i 
und  2.)  Selbst  die  anscheinend  unangenehme  Beigabe  zu  den 
übrigen  offenbaren  Vorteilen,  die  unbeschränkte  Haftpflicht  der  Ver- 
einsmitglieder , welcher  sie  sich  nach  dem  Gesetz  betreffend  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften  vom  i.  Mai  1889  zu  unter- 
werfen haben,  wird  durch  die  Statuten  und  durch  die  Handhabung 
der  Geschäfte  zu  einer  für  den  Einzelnen  ungefährlichen,  für  die 
Gesamtheit  als  solche  aber  unbedingt  erforderlichen  Massregel. 
ln  Wirklichkeit  sind  auch  trotz  qojähriger  Praxis  bis  jetzt  noch 

niemals  die  Folgen  der  Haftpflicht  zum  Schaden  der  Betroffenen  in 
Kraft  getreten. 

Wollen  diese  ländlichen  Spar-  und  Darlehnskassen  den  ihnen 
gestellten  Aufgaben  wirklich  zur  vollen  Befriedigung  aller  gerecht 
werden,  .so  bedürfen  sie,  jemehr  das  Kreditbedürfnis  wächst,  und  je 
grösser  die  Zahl  der  einzelnen  Vereine  wird,  eines  gemeinsamen 
Mittelpunktes , einer  Centralkasse , welche  den  Geldverkehr  regelt, 
den  einzelnen  Vereinen,  ebenso  wie  diese  ihren  einzelnen  Vereins- 
mitgliedern , die  Möglichkeit  giebt,  ihre  überflüssigen,  im  eigenen 
Betriebe  augenblicklich  unverwendbaren  Gelder  sicher  und  verzins- 
lich anzulegen,  dieselben  ganz  oder  teilweise  zu  jeder  Zeit  wieder 
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i urückzuziehen,  und  welche  ihnen  auch  über  ihre  angelegten  Kapi- 
tilien  hinaus  zeitweise  Vorschüsse  geben  kann.  Neben  dieser  Cen- 
t ’alkasse  bedürfen  sie  ausserdem  noch  einer  Kontroll-  und  Revisions- 
stelle,  von  welcher  geschäftskundige  und  zuverlässige  Revisoren  aus- 

i esandt  werden , um  die  gesamte  Vereinsthätigkeit  einer  genauen 
Durchsicht  zu  unterziehen  und  etwaige  absichtliche  oder  unabsicht- 
1 che  Irrtümer,  Unregelmässigkeiten  oder  Ausschreitungen  zu  ver- 
bessern und  möglichst  unschädlich  zu  machen.  Derartige  Central- 
1 assen,  welche  entweder  als  Aktiengesellschaft  oder  als  eingetragene 
( ienossenschaft  auf  d'eilhaft  gegründet  werden  können,  sind  am 
be.sten  in  provinziellen  Verbänden  zu  lokalisieren;  Centralisierung 

ii  einem  einzigen  Staatsverband  dürfte  nach  der  verschiedenartigen 
Hedeutung  und  individuellen  Gestaltung  der  einzelnen  Glieder  nicht 
' orteilhaft  und  daher  nicht  am  Platze  sein.  - — 

Neben  der  ursprünglichen  Centraldarlehnskasse  und  General- 
; nwaltschaft  in  Neuwied,  welche  aus  ii  Verbänden,  meistens  einem 
Regierungsbezirk,  und  14  Unterverbänden , meistens  einem  Kreis 
entsprechend,  bestehen  und  1889  im  ganzen  503  Vereine  umfasste, 
ind  welche  durch  die  Firma  Raiffeisen  N:  Gons.,  begründet, 
,im  die  fehlenden  Geldmittel  zur  Durchführung  der  Organisation  zu 
aeschaffen,  unterstützt  werden,  existieren  selbständige  Verbände  von 
Darlehnskassenvereinen  in  Westfalen,  Hannover,  Schlesien,  Ostpreussen, 
Baden,  Hessen,  Bayern  und  Württemberg,  In  Westfalen  hat  sich 
namentlich  der  Bauernverein  um  Begründung  und  Verbreitung  von 
Spar-  und  Darlehnskassenvereinen  und  um  zweckmässige  Vereinigung 
derselben  verdient  gemacht.  Die  ältesten  Vereine  in  Westfalen  be- 
stehen seit  1883.  1884  betrug  ihre  Zahl  30  mit  4470  Mitgliedern 
und  einer  Einnahme  von  1,34  Millionen  Mark.  1886  war  die  Zah- 
auf  102  Vereine  mit  9167  Mitgliedern  angewachsen.  Der  Geldum- 
satz betrug  annähernd  ^^1^  Millionen  Mark,  während  das  gesamte 
Betriebskapital  aus  annähernd  4 Millionen  Mark  bestand.  Ende 
Dezember  1890  umfasste  der  Verband  190  Vereine  mit  20239 
Mitgliedern.  Gesamtumsatz  war  12,8  Millionen  Mark  in  Einnahme 
und  12,3  Millionen  Mark  in  Ausgabe.  Der  Reservefonds  wird  auf 
mehr  wie  150000  Mark  geschätzt.  Geldausgleichstelle  und  zu- 
gleich Kreditquelle  bildet  die  auf  Aktien  gegründete  „ländliche 
Centralkasse“  in  Münster  i.  W.,  welcher  sämtliche  190  Vereine  als 
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Aktionäre  angehören.  Der  Umsatz  der  ländlichen  Centralkasse  be- 
trug im  Jahre  1890  an  Einnahme  5,05  Millionen  Mark,  an  Aus- 
gabe 5,04  Millionen  Mark.  Ende  1889  schloss  ihre  Bilanz  mit 

einem  Reservefonds  von  60  000  Mark,  wovon  allerdings  30  000  Mark 
Geschenk  Kaiser  Wilhelms  1.  waren. 

ln  Ostpreussen  konzentrieren  sich  die  Vereine  hauptsächlich 
auf  das  alte  Ermland.  1885  bestanden  dort  3 Darlehnskassen- 
vereine mit  167  Mitgliedern  und  einem  Umsätze  von  50  662  Mark 
in  Einnahme  und  47449  Mark  in  Ausgabe.  Im  Jahre  1888  existierten 
33  Kassen  mit  2640  Mitgliedern  und  einem  Umsatz  von  mehr  als 
2 Millionen  Mark  in  Einnahme  und  1,9  Millionen  Mark  in  Ausgabe. 
Ende  Oktober  1889  vereinigten  sich  sämtliche  in  Ermland  be- 
stehenden 48  Spar-  und  Darlehnskassenvereine  mit  etwa  4000  Mit- 
gliedern zu  einem  Verbände  mit  eigenem  Revisor. 

Die  badischen  landwirtschaftlichen  Kreditgenossenschaften  halten 
nach  ihren  Statuten  die  Mitte  zwischen  den  Ideen  von  Raiffeisen 
und  jenen  von  Schulze.  Die  wichtigsten  Grundsätze  Raiffeisens 
sind  festgehalten,  dagegen  können  die  Vorstandsmitglieder  für  ihre 
Mühewaltung  durch  Lohn  entschädigt  werden,  der  Rendant  wird 
durch  ein  Fixum  honoriert,  und  der  Gewinnrest  über  den  Reserve- 
fonds , welcher  neben  den  Eintritts-  und  Strafgeldern  mindestens 
20  des  Reinertrages  enthalten  und  auf  die  Höhe  der  Geschäfts- 
anteile gebracht  werden  muss , kann  nach  Massgabe  des  Jahres 
Umsatzes  der  einzelnen  Genossen  an  diese  verteilt  werden.  Ende 

1888  bestand  der  Verband  aus  77  Vereinen  mit  9247  Mitgliedern; 
der  Gesamtumsatz  betrug  1887  9,3  Millionen  Mark,  der  Reserve- 
fonds 133  632  Mark,  die  Geschäftsanteile  der  Vereine  324  363  Mark 
Geldausgleichquelle  für  die  dem  Verbände  angehörigen  Kredit- 
genossenschaften ist  infolge  eines  1890  unter  gegenseitig  günstigen 
Bedingungen  abgeschlossenen  Vertrages  die  Rheinische  Hypotheken- 
bank in  Mannheim. 

Ganz  ähnlich  wie  diese  badischen  sind  auch  die  hessischen 
ländlichen  Kreditgenossenschaften  eingerichtet.  Von  den  im  fahre 

1889  in  Hessen  bestehenden  238  Genossenschaften  gehören  dem 
Landesverbände  der  hessischen  landwirtschaftlichen  Kreditgenossen- 
schaften 99  Vereine  an,  30  gehören  3 anderen  Verbänden  an,  und 
109  Vereine  stehen  ausserhalb  jedes  Verbandes.  Die  Vereine  hatten 


ai  Darlehen  2,87  Millionen  Mark  gewahrt,  Kaiifschillingszieler  2.3 
Milk  Mk.  erworben,  auf  Hypotheken  1,12  Milk  Mk.  verliehen;  tlie 
C eschäftsanteile  bestanden  in  202  000  Mk.,  der  Reservefonds  in 
215000  Mk. ; Anlehen  kontrahiert  2,45  Milk  Mk.,  Spareinlagen 
4.7  Milk  Mk.  Schulden  in  laufender  Rechnung  bei  den  Mitgliedern 
1,2  Milk  Mk.  Die  Summe  aller  Aktiva  machte  9361  655  Mk.  aus, 
die  Summe  der  Passiva  9 312  301  Mk, ; resultierender  Reingewinn 

49  354  Mk. 

Zum  „Betrieb  eines  Bankgeschäftes  behufs  Förderung  der 
I iteressen  der  Genossenschaften,  insbesondere  durch  Gewährung  von 
k redit  an  dieselben  und  durch  Annahme  und  Verzinsung  ihrer 
ü aerschiissigen  Geldvorräte“  dient  seit  1884  eine  „Landesgenossen- 
schaftskasse mit  beschränkter  Haftung“.  Der  Ge.samtumsatz  dieser 
Pank  betrug  1888  über  5,8  Milk  Mark. 

ln  Bayern  begannen  die  ersten  praktischen  Versuche  mit 
Baift'eisenschen  Darlehnskassen  im  Jahre  1873  in  Unterfranken  und 
finden  hier  grösste  Verbreitung.  Der  \'erband  umfasste  1890 
135  Vereine.  Nach  dem  Rechnungsabschlüsse  pro  1888  von  71 
Vereinen  mit  4119  Mitgliedern  wurden  1,25  Milk  Mark  als  Dar- 
hhen  gewährt,  für  476000  Mk.  Güterzieler  gekauft,  von  Vereins- 
nitgliedern 308000  Mk.,  von  Niclitmitgliedern  1,32  Milk  Mk.  Kin- 
kgen erhalten.  Der  Reservefonds  betrug  über  looooMk.  Kredit- 
v ^rmittlungs-  und  Geldausgleichstelle  ist  seit  1881  die  kgk  Filial- 
bink  in  Würzburg. 

Dem  unterfränkischen  Verband  am  näclisten  kommen  die  Re- 
g erungsbezirke  von  Schwaben  und  Neuburg  mit  74  Vereinen.  Die 
sc  hwäbischen  Darlehnskassenvereine  Ihlden  einen  eigenen  Kreis- 
V jrband , welcher  sich  dem  Neuwieder  Anwaltschaftsverbande  an- 
g?schlossen  hat. 

In  Oberbayern  bestanden  im  Jahre  1888  18  Darlehnskassen- 
v?reine,  gleichfalls  einen  Kreisverband  bildend;  die  Oberpfalz  zählt 
I V'erein,  Oberfranken  6,  Mittelfranken  19  Vereine. 

In  Württemberg  gehörten  im  Jahre  1890  276  Vereine  mit 
e wa  19000  Mitgliedern  dem  Verbände  an,  sämtlich  mit  geringen 
Abweichungen  auf  Raiffeisenschen  Grundsätzen  beruhend.  1888  be- 
trug der  Gesamtumsatz  von  176  Vereinen  mit  15533  Mitgliedern 
Ü3er  14  Millionen  Mark,  das  V'ereinsvermögen  149000  Mk.,  der 
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Jahresgewinn  über  36  000  Mk.  Den  Gelderausgleich  für  die  dem 
Verbände  angehörenden  landwirtschaftlichen  Darlehnskassen  hat  seit 
1884  die  kgl.  württembergische  Hofbank  in  Stuttgart  übernommen. 
Im  Jahre  1888  war  von  ihr  209  Vereinen  ein  Kredit  im  Gesamt- 
beträge von  1323  300  Mk.  eröffnet. 

Die  Gesamtheit  der  heute  in  Deutschland  e.xistierenden  Ver- 
eine dürfte  die  Zahl  looo  weit  übersteigen. 

Der  Unterschied  der  Raiffeisenschen  Spar-  und  Darlehnskassen- 
vereine und  der  Schulzeschen  Vorschnssvereine  findet  zum  Teil 
seine  Begründung  durch  die  Art  ihrer  verschiedenen  Ziele.  Schulze- 
Delitzsch  wollte  das  Handwerk  im  Kampfe  gegen  die  Industrie 
schützen , Raiffeisen  die  ländliche  Bevölkerung , den  Bauernstand, 
vor  Auswucherung  schützen.  Die  ersteren  gewähren  in  rein  ge- 
schäftsmässiger  Weise  Kredit  und  sehen  ab  von  den  ethischen  Be- 
strebungen , welche  die  Darlehnkassenvereine  mit  ihrer  materiellen 
Hülfe  verbinden , indem  sie  und  zwar  nicht  nur  mittelbar  an  der 
Lösung  der  sozialen  Frage  durch  Erweckung  und  Benutzung  des 
Gemeinsinnes  mitwirken  wollen.  Die  Schulzeschen  Vereine  kennen 
ilie  prinzipielle  Beschränkung  des  Vereinsbezirkes  nicht,  auch  fragen 
sie  nicht  nach  der  Art  der  Verwendung  des  Darlehens  und  nach 
der  Moralität  und  Solidität  des  Schuldners ; für  sie  ist  einzig  und 
allein  die  finanzielle  Sicherheit  des  Darlehnssuchers  massgebend. 
Eine  Hauptrolle  spielen  bei  Schulze  ganz  im  Gegensatz  zu  Raiffeisens 
Prinzipien  die  Geschäftsanteile ; Erklärung  findet  diese  egoistisch- 
materialistische Gewinnsucht  durch  die  vollständig  in  die  Bande 
der  Geldwirtschaft  geschlagenen  Kreise , für  welche  Schulze  seine 
Organisation  geschaffen  hat.  Ferner  besteht  zwischen  beiden 
Systemen  ein  wesentlicher  Unterschied  darin,  dass  die  Schulzeschen 
Vereine  in  der  Regel  nur  auf  3 Monate,  eventuell  mit  Prolongation, 
verleihen,  während  die  Darlehnskassenvereine  grundsätzlich  längere 
Fristen  zur  Rückzahlung  gewähren. 

Nach  ihren  gesamten  Einrichtungen  und  Bestrebungen  dürften 
die  Raiffeisenschen  Spar-  und  Darlehnskassenvereine  ein  bis  jetzt 
stellenweise  viel  zu  wenig  beachteter  und  viel  zu  gering  ange- 
schlagener Faktor  zur  Erhaltung  und  zum  Schutz  unseres  bäuer- 
lichen Grundeigentums  und  unseres  deutschen  Bauernstandes  als 
solchen  sein;  ihre  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Ausdehnung  sowohl 
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Dich  Zahl  der  Vereine  und  Mitglieder,  wie  nach  Umsatz  und  Ge- 
s 'hattsbetrieb , und  der  unbestrittene  Erfolg , welchen  sie  bis  jetzt 
a jf  allen  ihren  Wirkungsgebieten  errungen  haben , sind  der  beste 
tl  latsächliche  Beweis  für  ihre  segensreiche  Bedeutung. 

Litteratur; 

Aus  der  sehr  umfangreichen  Litteratur  vergl.  besonders: 

Raiffeisen,  Die  Darlehnskassenvereine  in  Verbindung  mit  Konsum-, 
^ erkaufs-,  Winzer-,  Molkerei-,  Viehversichcrungs-  ii.  s.  w.  Genossenschaften, 
as  Mittel  zur  Abhilfe  der  Not  der  ländlichen  Bevölkerung.  4.  Aufi.  1883. 

Derselbe,  Kurze  Anleitung  zur  Gründung  von  Darlehnskassenvereincn, 
z igleich  Übersicht  über  deren  Einrichtung  und  Organisation.  2.  Aufl.  1884. 

Fassbender  und  K i r c h e m , Die  ländlichen  Spar-  und  Darlehens- 
k jssenvereine  nach  Raiffeisens  System.  2.  Autl.  Mimster,  1890. 

M a r c h e t im  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften“.  Heraus- 
g "geben  von  Conrad,  Elster,  Lexis,  Löning.  S.  906—916. 

Als  Organ  der  Darlehnskassenvereine  erscheint  seit  1879  in  Neuwied 
d as  „Landwirtschaftliche  Genossenschaftsblatt“. 

Aus  der  polemischen  Litteratur  zur  Klarstellung  über  einzelne  Punkte  vergl. : 

L ö 1 1 , Die  bäuerlichen  Darlehenskassenvereine  von  Raiffeisen  und  die 
s ädtischen  Vorschussvereine  von  Schulze-Delitzsch. 

Capaun-Carlowa,  Ländliche  Darlehnskassenvereine.  Neuwied,  1873. 

Bericht  der  Eucjnetekommission  über  die  Raiffeisenschen  Darlehenskassen- 
V3reine.  Erstattet  von  Prof.  Nasse.  1875. 


b.  Reform  Vorschläge. 

ln  klarer  Erkenntnis  der  hier  mehr,  dort  minder  bedeutend 
1 ervortretenden  Unzulänglichkeit  und  Unfähigkeit  der  für  den  land- 
\ ’irtschaftlichen  Kredit  bestimmten  praktischen  Institute  und  in  über- 
/ eugungsvollstem  Verständnis  für  die  Wichtigkeit  eines  gesunden, 
( em  Wesen  der  landwirtschaftlichen  Verschuldung  entsprechenden 
Kredites  haben  einsichtige,  anteilsvolle  Männer  es  versucht,  in  teils 
5 elbständig  geschaffenen,  teils  auf  schon  bestehende  Verhältnisse 
sich  stützenden  Reformvorschlägen  einer  möglichst  befriedigenden 
Erfüllung  gerechter  Forderungen  nahe  zu  treten.  Die  beschrittenen 
' V^ege  sind  manchmal  sehr  verschieden ; der  Endzweck  aller  ist 
( er  gleiche. 
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I.  Rodbertus:  Kentenprinzip. 


Rodbertus’  grosses  Verdienst  ist  es,  zuerst  in  völlig  neuer, 
bahnbrechender  Weise,  ausgehend  von  dem  Unterschied  zwischen 
Kapital  und  Grund  und  Boden  eine  erschöpfende  Erklärung  und 
erfüllungssichere  Heilungsmethode  der  landwirtschaftlichen  Verschul- 
dung versucht  zu  haben.  Wir  entwickeln  seinen  Reformvorschlag, 
das  sogenannte  Rentenprinzip,  nach  »einem  Werke  „Zur  Erklärung 
und  Abhilfe  der  heutigen  Kreditnot  des  Grundbesitzes“. 

In  dem  ersten  Teile  des  Werkes  führt  Rodbertns  zunächst  die 
Ursachen  der  Immobiliarkreditnot  betreffend  aus,  dass  weder  in 
dem  Übergang  der  Natural-  in  die  Geldwirtschaft,  noch  in  den 
Staatsschulden  und  dem  Aktienwesen,  noch  in  der  Unfähigkeit  des 
Grundbesitzes , mit  den  Gewinnen  des  Kapitals  konkurrieren  zu 
können , noch  in  einem  Mangel  an  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
mitteln, noch  in  Güterspekulation  und  Güterschacher,  noch  auch  in 
ihrer  mehr  qualitativen  als  quantitativen  Natur  die  Hypothekennot 
ihre  Erklärung  findet.  Der  Herd  des  Übels  liegt  einzig  und  allein, 
wenn  man  die  Freiheit  des  Grundbesitzes  nicht  einschränken  will 
und  die  Fluktuation  des  Zinsfusses  nicht  ändern  kann , in  nichts 
anderem,  als  in  der  Kapitalisation  der  Grundrente,  d.  h.  dem  durch- 
schnittlichen Reinerträge  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  nach  dem 
laufenden  Zinsfuss  und  der  Annahme  eines  hiernach  für  den  Grund- 
besitz sich  ergebenden  Kapitalwertes  bei  allen  Verschuldung  des 
Grundbesitzes  betreffenden  Rechtsgeschäften.  Nicht  das  Kapital 
hat  sich  dem  Grundbesitz  zugewendet,  sondern  dieser  hat  sich  in 
Kapital  verwandelt  und  zirkuliert  in  Gestalt  von  Hypotheken  und 
Pfandbriefen  auf  dem  Kapitalmärkte  und  ist  dadurch  unter  die 
Herrschaft  des  Kapitals  geraten. 

Die  Not  des  Personalkredits,  der  sich  allein  auf  den  landwirt- 
schaftlichen Betrieb  stützt  und  nicht  auf  den  Grundbesitz  als  solchen, 
also  völlig  verschieden  ist  von  dem  Immobiliarkredit,  nur  in  Fällen 
äusserster  Not  zur  Befriedigung  seiner  selbst  jenen  in  Anspruch 
nimmt,  diese  Not  findet  ihre  Erklärung  durch  die  siegreiche  Kon- 
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k itrenz  des  Handels  und  der  Industrie,  welche  grössere  Garantien 
b etend  und  grösserer  Kapitalmassen  bedürfend  unbeschränkt  über 
Anstalten  verfügen,  die  zur  Befriedigung  des  Kapital-  und  Kredit- 
b alürfnisses  dienen , während  der  in  bescheuleneren  Grenzen  sich 
b ;vvegenden  Landwirtschatt  derartige  Anstalten  entweder  ganz  fehlen 

oder  doch  nur  unter  erschwerten  Umständen  und  Bedingnngen 
o fen  stehen. 

Alle  Vorschläge,  die  bisher  gemacht  worden  sind  zur  Hebung 
d ,r  Immobiliarkreditnot , sind  \ orschläge  des  reinen  Kapitalismus 
u id  würden , anstatt  zu  helfen , das  Übel  meistenteils  nur  ver- 
s(hlimmern.  Weder  durch  gleichmütiges  Abwarten  auf  endliche 
Besserung,  noch  durch  Verbesserungen  des  Hypothekenrechtes  und 
d;r  Hypothekenordnung,  auch  nicht  durch  Unkündbarkeit  und 
A mortisationszwang  oder  durch  Hebung  des  Kurses  der  Pfandbriefe 
k tnn  der  Kreditnot  gesteuert  werden  — das  einzige  und  spezifische 
Vittel  ist  das  Rentenprinzip,  welches  darin  besteht,  dass  der  land- 
u rtschaftliche  Grundbesitz  in  allen  ihn  betreffenden  Rechtsgeschäften 
nur  als  das  behandelt  wird,  was  er  wirklich  ist,  als  ein  immer- 
wihrender  Rentenfonds  und  nicht  als  ein  gleich  den  anderen  Ka- 
pitalien verzinsliches  Kapital.')  Durch  diese  Wesenveränderung 
w rd  dem  Grundbesitz  in  seinem  Verhältnis  zum  Geldmärkte  seine 

wihre  Natur  wiedergegeben,  dem  unnatürlichen  Kapitalisations- 
z^.ange  die  Spitze  abgebrochen. 

Die  praktischen  Einrichtungen  und  notwendigen  Ergebnisse 
dieses  Rentenprinzips  nach  ihren  verschiedenen  Richtungen  und 
Eltwickelungen  hin  sind  folgende: 

1.  Die  Abschätzung  des  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes 
gl  schiebt  nur  nach  Ertrags-  oder  Rentengrundwert , d.  h.  dem 
R mtenbetrage,  den  das  Grundstück  abwirft. 

2.  Der  Rentengrundwert  ist  in  allen  den  Grundbesitz  betreffenden 
Rechtsgeschäften  der  allein  massgebende  Wert. 

3.  Miterben  an  einem  Grundstück  haben  nur  Anspruch  auf 
enen  ihrer  Erbquote  entsprechenden  Rentenanteil,  auf  eine  immer- 
w ihrende  Rentenabfindung. 

4.  Verkäufer  eines  Grundstückes  haben  für  den  rückständigen 
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Teil  des  Kaufpreises  nur  Anspruch  auf  einen  diesem  Teil  ent- 
sprechenden Rentenanteil,  auf  eine  immerwährende  Rentenabfindung. 

5.  Darlehen  auf  Grundbesitz  können  nur  in  Form  des  Renten- 
kaufs aufgenommen  werden. 

6.  Alle  den  Grundbesitz  aus  Erbteilungen,  Verkäufen  oder 
Kapitalaufnahmen  dinglich  belastenden  Obligationen  sind  selbständige 
Rentenobligationen. 

7.  Die  urkundliche  Form  für  die  den  Grundbesitz  dinglich 
belastende  Obligation  ist  der  Rentenbrief.  Dieser  Rentenbrief  wird 
enthalten : 

a)  Den  Namen  des  belasteten  Gutes. 

b)  Dessen  letztherausgestellten  Rentenwert. 

c)  Den  Namen  des  Rentengläubigers. 

d)  Die  aus  der  betreffenden  Obligation  schuldige  Rentensumme. 

e)  Die  dieser  Summe  vorangehende  Rentenschuldsumme. 

Diese  Rentenbriefe  würde  man  Gutsrentenbriefe  nennen. 

8.  Es  werden  qualifizierte  oder  Landrentenbriefe  geschaffen. 
Solche  Qualifikation  erhalten  diejenigen  Rentenbriefe,  die  in  der 
Inhaberform  und  unter  solidarischer  Verhaftung  des  Grundbesitzes 
des  Landes  ausgestellt  sind. 

9.  Landrentenbriefe  sind  das  gesetzliche  Lösungs-  oder  Zah- 
lungsmittel für  alle  Rentenobligationen. 

10.  In  allen  Verkäufen  unter  öffentlicher  Autorität  darf  die 
Deckung  des  Kaufpreises  nur  entweder  durch  Übernahme  von 
Rentenschulden  oder  durch  Ratenzahlung  — mittelst  Landrenten- 
briefen — erfolgen. 

11.  Um  dem  bezeichneten  Teil  der  Rentenbriefe  die  Quali- 
fikation von  Landrentenbriefen  zu  verleihen , wird  aus  den  ver- 
bundenen Grundbesitzern  eine  Behörde  gebildet,  welche  die  Grenze 
bestimmt,  bis  zu  der  Rentenbriefe  dieser  Art  auf  jedes  Gut  aus- 
gestellt werden  dürfen ; welche  der  Ausfertigung  di'^ser  Briefe  vor- 
steht, die  pünktliche  Zahlung  der  Renten  vermittelt,  für  die  Förde- 
rung des  Kurses  der  Briefe  thätig  ist,  den  Wirtschaftsbetrieb  der 
Grundbesitzer  überwacht , kurz  analog  den  heutigen  Landschafts- 
behörden die  ganze  Kompetenz,  die  zur  gedeihlichen  Entwickelung 
eines  solchen  Landrentenbriefinstitutes  erforderlich  ist,  ausübt. 

Dies  Rentenprinzip  hält  allen  Einwendungen  gegenüber  Stich, 
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wird  allen  Beziehungen  und  notwendig  sich  ergebenden  Änderungen 
gerecht,  sowohl  was  die  Natur  des  Grundwertes  betrifft,  wie  auch 
de  breiheit  des  Grundeigentums,  das  Recht  des  Kapitals,  das 
b teresse  des  Grundbesitzers  und  die  Konvertierung  der  Kapital- 
ir  Rentenschulden. 

Dem  Personalkredit  kann  auf  einfachere  Weise  durch  Selbst- 
h Ile  des  Landwirtes  geholfen  werden,  und  zwar  durch  Genossen- 
s(  haltsbanken,  welche  aut  Grund  der  eigenen  Depositen  der  Land- 
w rte  und  vermöge  einer  beschränkten  Notenemission  Bankkredit 
d irch  alle  Kreise  gewähren  können.  Die  formalen  Prinzipien  einer 
S(  Ichen  sowohl  Immobiliar-  wie  Personalkredit  umfassenden  Orga- 
nisation sind  Selbstverwaltung  des  gesamten  Kredites  vermittelst 
allgemeiner  Landesanstalten,  w'elche  durch  sämtliche  Kreise  des 
Siaates  verzweigt  und  durch  eine  gemeinschaftliche  Centralbebörde 
ZI  sammenhängend  in  zwei  Abteilungen  fiir  Immobiliar-  und  Personal- 
ki  edit  zerfallen.  Ein  solches  allgemeines  Lardesinstitut  soll , was 
d<  n Immobiliarkredit  betrifft,  nicht  nur  eine  Hypothekenkreditanstalt, 
Sendern  zugleich  Hypothekenverwaltungsamt  sein,  soll  dem  Kredit 
ni  :ht  nur  bis  zu  einer  beschränkten  Grenze,  sondern  überhaupt  bis 
zur  faktischen  Verschuldungsgrenze  jedes  Gutes  dienen  und  soll 
dl  isen  ausgedehnten  Kredit  dem  gesamten  landwirtschaftlichen 
undbesitz , der  überhaupt  nur  noch  als  rentenbriefsfähig  anzu- 
er<ennen  ist,  gewähren;  und  was  den  Person. ilkredit  betrifft,  soll 
ei ) solches  Institut  dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  als  solchem 
UI  d zwar  in  doppelter  Weise  dienen,  einmal,  indem  es  die  Depo- 
si  enbank  und  damit  die  Kassenverwalterin  und  zweitens,  indem  sie 
ilis  Noten  und  W’echselbank  und  damit  auch  die  Darlehnskasse 
dtrselben  wird. 

Vollständige  Reorganisation  der  bestehenden  Landschaften  nach 
diesen  leitenden  Grundgedanken  würde  den  ])assendsten  Weg  zur 
Verwirklichung  dieser  Reformidee  und  damit  zur  Begründung  und 
Eihaltung  gedeihlich  sich  entwickelnder  Landwirtschaft  geben. 

Zwei  Hauptbedingungen  wären  es,  welche  sich  an  eine  prak- 
tische Durchführung  des  Rentenprinzips  kuüpfcn.  Zunächst  müsste 
di  i Grundschuld  der  Natur  des  Grundbesitzes  angemessen  sein, 
urd  ferner  dürfte  die  dem  Boden  auferlegte  Last  nicht  über  den 
wi  hren  Ertrag  der  Landwirtschaft  hinausgehen.  Namentlich  in  dieser 
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letzten  Forderung  konzentriert  sich  alles,  was  von  einer  zeitgemässen 
Verschuldungsreform  verlangt  werden  kann  und  mu.ss.  Herabsetzung 
des  landwirtschaftlichen  Zinsfusses  ist  für  den  Bauer  die  Rettung ; 
Selbsthülfe  vermittelst  körperschaftlicher  Organisation  in  dem  ent- 
sprechenden Landschaften  ist  der  Rettungsweg. 

Bei  unseren  jetzigen  Verhältnissen,  wo  einer  3 — 4 prozentigen 
(»rundrente  ein  5 — 6 prozentiger  Hypothekarzins  gegenübersieht; 
muss  der  Bauer  selbst  auf  seinen  Arbeitslohn  verzichten,  will  er 
seinen  Schuldverpflichtungen  nachkommen.  Durch  das  Rentenprin- 
zip wird  nicht  allein  eine  derartige  .^uswucherung  der  bäuerlichen 
Arbeitskraft  beseitigt , sondern  durch  das  notwendige  Sinken  des 
Zinsfusses  der  Grundschule!  um  i — 2 vom  Grundwert  ist  ein  weites 

Feld  für  persönliche  Verschuldung  gegeben.  Die  Wohlthätigkeit 
eines  umfassenden , geregelten  Personalkredits  tritt  ein  zum  Segen 
der  bäuerlichen  Stammfamilie  und  des  bäuerlichen  Stammgutes.  — 
Erwähnt  sei  noch,  dass  der  Rheinische  Bauernverein  vollständig 
aut  dem  Boden  des  Rentenprinzips  steht.  In  der  im  Verlage  des 
Rheinischen  Bauernvereins  erschienenen  Abhandlung  „Der  Entwurf 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  deutsche  Reich  und  der 
Rheinische  Bauern- Verein“  stellt  die  Kommission  dieses  Vereins 
unter  vollständiger  Verwerfung  des  Hypothekenrechtes  für  den 
ländlichen  Grundbesitz  den  Antrag : „dass  im  neuen  Bürgerlichen 
Gesetzbuche  für  die  ländlichen  Grundstücke  die  Belastung  mit  un- 
kündbaren Renten  als  einzig  zulässige  Form  der  Belastung  erklärt 
werde.“ 

L i 1 1 e r a t u r : 

R o fl  b e r t u s,  Zur  Erklärung  und  Abhilfe  der  heuligen  Krcditnol  des 
Grundbesitzes. 

Vergl.  Jäger,  Agrarfrage  der  Gegenwart. 

. Vergl.  Die  dringliehe  Notwendigkeit  gesetzliclier  Massnahmen  behufs  Ein- 

schränkung der  hypothekarischen  Verschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes. 
Referat  erstattet  von  Landrichter  Bürger  in  der  XII.  Generalversammlung  der 
Vereinigung  der  Steuer-  und  Wirtschaftsreformer.  Berlin,  1887. 

Miaskowski,  Agrarpolitische  Zeit-  und  Streitfragen.  „Über  Renten- 
guter“, S.  218 — 227. 
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2.  Schäffle:  Inkorporation  des  Hypothekarkrodiis. 

Inkürj)oration  des  Realkredits,  d.  h.  die  körperschaftliche  Ver- 
einigung aller  mittleren  und  kleineren  Grundbesitzer  zum  Zweck  der 
' Irtlnung  und  Sicherstellung  der  Hypothek  , das  ist  der  Weg , auf 
'/elchem  Schaffte  einer  weiteren  Überschuldung  vorzubeugen  unrl 
den  Kredit  in  naturgemässere  Bahnen  einzulenken  sucht. 

Die  leitenden  Gedanken  und  Verwaltungsformen  dieser  vorge- 
fchlagenen  Inkorporation  entwickelt  er  auf  Seite  6 und  7 seines 
’ V erkes  „Die  Inkorporation  des  Hypothekarki  edits“  wie  folgt : „Die 
I Irundbesitzer  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  das  Gesetz  be- 
.‘onders  ausnimmt  (privater  Grossgrundbesitz,  Domänen,  Kommu- 
ralland) treten  zu  engeren  Bezirks-  oder  Kreis-  und  diese  zu 
Landes-  oder  Provinzialverbänden,  zuhöchst  zum  Reichsverbande 
zusammen.  Diese  zwangsverbindlichen  Verbände  sind  zur  Befriedigung 
( er  gesetzlich  anerkannten  Kreditbedürfnisse  aus  dem  Erlös  des 
^ erkaufes  von  Centralkorporationspfandbriefen  allein  berechtigt,  zur 
Gewährung  dieser  Kreditbedürfnisse  im  gesetzlichen  Ausmasse  uml 
unter  den  gesetzlichen  Bedingungen  aber  unbedingt  verpflichtet. 

1 'er  Bezirksausschuss  der  Korporation  überwacht  die  beleihungsgemässe 
\ erwendung  des  an  sich  nur  für  bestimmte  guts-  und  familienwirt- 
s :haftliche  Bedürfnisse  gewährbaren  Kredites. 

Zu  den  beleihbaren  Zwecken  gehören  : wirkliche  Meliorationen, 
Fedürfnisse  der  Erholung  von  ausserordentlichen  Unglücksfällen, 
Psdarfe  für  Versicherungseinzahlungen  und  für  gewisse  Familien- 
z'vecke.  Konsumtionskredit  ist  unbedingt  nicht  hvpothecierbar. 

K redit  für  Abzahlung  und  Sicherstellung  von  Kaufschillingsresten  und 
V )n  Ansprüchen  der  Miterben  soll  gar  nicht  oder  nur  beschränkt 
gewährt  werden.  Betriebskredite,  wenn  sie  von  allgemein  und  selb- 
st ändig  zu  organisierenden,  „eingeschriebenen“  Personalkreditgenossen- 
s<  haften  gewährt  sind,  können  unterpfändlich  sicher  gestellt  werden, 
und  hätte  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  die  Per- 
S(  'nalkreditgenossenschaft  den  Anspruch  auf  Ersatz  ihrer  vorgemerkten 
K redite  durch  die  Realkreditkorporation  , welche  dagegen  den  ent- 
sprechenden Pfandrechtstitel  erwerben  würde. 

An  Krediten  der  gesetzlich  zulässigen  Art  dürften  im  ganzen 
höchstens  bis  5®  /o  Schätzungswertes  des  Gutes  gewährt  wer- 
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den.  Die  Schätzung  geschähe  nach  dem  Reinertrag  unter  Kapitali- 
sierung mit  einem  den  Zinsfuss  der  letztjährigen  Pfandbriefemissionen 
ein  wenig  übersteigenden  Zinsfuss. 

Die  Aiifliringung  der  Darlehnsvaluta  würde  durch  Ausgabe  von 
Gentral-Korporations-Hypothekarpfandbriefen  erfolgen,  welche  binnen 
spätestens  15  bis  25  Jahren  zu  tilgen  wären.  Für  die  Verzinsung 
und  'rilgung  treten  bei  Zahlungsunfähigkeit  der  Bezirks-  (Kreis-) 
Korporationen  in  vorschussweiser  Deckung  die  weiteren  Verbände  ein. 

Dem  Anspruch  auf  Hypothekarkredit  bei  der  Korporation  kann 
ergänzend  das  we'tere  Recht  jedes  Korporationsgenossen  zur  Seite 
gestellt  werden,  seinen  Grundbesitz  an  die  Korporation  zu  einigen 
Prozenten  unter  dem  Taxwerte  abzustossen  und  die  Pflicht  der  Ge- 
nossenschaft , den  durch  Abstossung  oder  durch  Vollstreckung  in 
Unterpfänder  angefallenen  Grundbesitz  — Wald  ausgenommen  — 
jedem  meistbietenden  Landbewerber  zu  Pacht  oder  zu  Eigentum 
abzutreten,  wobei  jedoch  die  Korporation  in  organischer  \'erbindung 
mit  der  Landeskultur-  und  Agrarbesitz-Polizei  anderen  gesellschaft- 
lichen Interessen  Rechnung  zu  tragen  hätte. 

Der  reine  Gewinn  der  Korporation  am  Unterpfandsgeschäfte 
hätte  den  Unterpfandsschuldnern,  der  reine  Gewinn  an  der  Besitz- 
wechselvermittelung den  Pächtern  und  für  eine  gewisse  Frist  den 
Käufern  von  Korporationsland  zu  gute  zu  kommen. 

Die  Korporation  wäre  im  ausschliesslichen  Besitz  des  Unter- 
pfandrechtes gegen  Befriedigung  der  Legalpfandrechte  des  Fiskus. 
Die  Unterpfänder  fielen  ihr  zum  Taxwerte  ohne  weiteres  Subhastations- 
verfahren  zu,  wenn  der  Schuldner  den  Kredit  für  beleihungswidrige 
Zwecke  verwendet,  oder  wenn  er  das  Gut  deterioriert,  oder  wenn 
er  mit  Zinsen  und  Amortisationszahlungen  im  Rückstände  bleibt, 
ohne  Stundung  verlangt  zu  haben. 

Dies  sind  die  Grundzüge  und  allgemeinsten  Umrisse  einer  der- 
artigen Korporation,  welche  natürlich  gleichzeitig  mit  Vorkehrungs- 
massregeln  verbunden  sein  müsste , um  zu  verhindern,  dass  bäuer- 
liche Arbeit  und  bäuerlicher  Besitz  nicht  in  anderer  und  vielleicht 
gefährlicherer  Form  (Exekution  von  Personalkreditverbindlichkeiten 
in  den  Grundbesitz  und  seine  Betriebszubehör,  Mobiliarpfandwucher, 
Exekution  der  notwendigen  Arbeitsmittel  und  Haushaltungsstüc  ke 
u.  s.  w.)  gedrückt  werden. 
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Von  dieser  Kreditinkorporation,  welche  die  Wunde  der  jetzigen 
Jberschuldung  langsam  und  fast  schmerzlos  zum  Schliessen  bringen 
■ > glaubt  Schäffle  sowohl  in  ihrer  Rückwirkung  auf  den  Besitz- 

'rechsel  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  als  auch  ganz  beson- 
ders nach  ihrer  Beziehung  zur  Entwickelung  des  volkswirtschaftlichen 
-.ebens  der  Nation,  in  ihrem  Verhältnis  zum  extremen  Kapitalismus 
und  zum  extremen  Sozialismus  die  günstigsten  Erfolge  versprechen 
-u  können,  wenngleich  auch  sie  nur  als  ein  Glied,  aber  als  ein 
1 lauptsächliches,  zeitgemässes  Glied,  als  eine  agrarische  Centralmass- 

1 egel  in  der  Kette  der  Massregeln  der  Agrar-  und  Sozialreform  auf- 
; ufassen  ist.  — 

Auf  jeden  Fall  ist  die  Idee  geistreich  erfasst  und  konsequenr 
(lurchgedacht.  Ihre  Verwirklichung  würde  radikale  Umgestaltungen 
1 ervorrufen,  würde  viel  thatsächlich  Gutes  schaffen,  würde  aber  doch 
( em  Bauer  im  Vergleich  zu  dem  kapital-  und  somit  kaufkräftigen 
Landwirt  zu  geringen  Schutz  gewähren;  namentlich  durch  das  Ver- 
1 ot,  die  Erb-  und  Kaufgelder  hypothekarisch  einzutragen,  käme  der 
l auer  in  Gefahr,  sein  Erbgut  und  Eigentum  allmählich  ganz  zu  ver- 
1 eren.  Der  Antrieb  zur  Sparsamkeit  würde  ein  illusorischer  sein »' 

( afür  sorgt  schon  neben  anderen  mehr  oder  minder  bedeutenden 
t Imständen  der  Druck  der  auswärtigen  Konkurrenz , welcher  den 

I auer,  wenn  auch  nicht  immer  direkt,  so  doch  indirekt  in  sehr  fühl- 

1 arer  Weise  betrifft. 

L i 1 1 e r a t u r ; 

Schäffle,  Die  Inkorporation  des  Hypothekarkredits.  Tübingen,  1S83. 

Preser,  Erhaltung  des  Bauern.standes,  2.  Anti.  Leipzig,  1884.  Seite 
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Jäger,  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  II.  .S.  346—355. 


3.  Yogelsang:  Grnndentlastnng. 

Wiederum  anders  ist  die  Art  und  Weise,  auf  welche  Freiherr 
von  Vogelsang  in  Wien  der  Überschuldung  abzuhelfen  sucht. 

Das  von  ihm  in  verschiedenen  kleineren  Schriften:  „Die  Grund- 
bdastung  und  Grnndentlastnng“  1879,  Notwendigkeit  einer 

n;uen  Grundentlastung“  1880  und  „Die  sozialpolitische  Bedeutung 
> P ■ run  lentlastun^  ‘ entwickelte  Hilfsmittel  ist 
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die  Ablösung  aller  hypothekarischen  Belastung  der  Landwirtschaft 
und  die  gesetzliche  Bestimmung,  dass  der  Grundbesitz  aus  Ursachen, 
die  ausserhalb  seiner  natürlichen  Bestimmung  liegen,  also  durch 
Kauf  und  Erbgang  nicht  verschuldet  werden  kann.'' 

Der  Zwang  zur  Immobiliarverschuldung  muss  aufhören,  und 
zwar  zu  Gunsten  der  Verschuldung  im  wirtschaftlichen  Interesse, 
welches  zugleich  Staats-  und  Gesellschaftsinteresse  ist.  Die  Ablösung 
der  Grundlasten  geschieht  durch  dezentralisierte  Landeskassen,  wobei 
zugleich  Vorkehr  für  aicsgiebigen  und  billigen  Kredit  der  Landwirt- 
schaft zu  Kulturzwecken  zu  treffen  ist,  so  dass  diese  Ablösungs- 
kassen zugleich  Landeskulturkassen  werden.')  Der  gesamte  land- 
wirtschaftliche Kredit  würde  dann  also  künftighin  vorwiegend  Personal- 
kredit sein , und  dieser  wäre  zu  regeln  durch  genossenschaftliche 
Organisation,  welche  unter  lokaler  Beaufsichtigung  die  Kreditwürdig- 
keit mit  grös.stmöglichster  Sicherheit  gegen  Verluste  durchführen  und 
diesen  Kredit  nicht  auf  ein  hypothekarisches  Verhältnis  zu  gründen 
brauchte. 


4.  Das  Bodenscheinsystem. 

Nach  dem  Beispiele  Englands,  welches  gegen  Ende  des  vor. 
Jahrhunderts  den  Eigentümern  grosser  brachliegender  Ländereien 
die  Erlaubnis  gab , zinslose  Bodenscheine , d.  h.  Anteilscheine  an 
Grund  und  Boden  unter  Garantie  des  Staates  auszugeben,  soll  auch 
in  Deutschland  dies  Bodenscheinsystem  als  dauernde  Art  des  Boden- 
kredits eingeführt  werden,  um  mit  seiner  Hülfe  die  jetzige  Verschul- 
dung der  Landwirtschaft  zu  ermässigen  und  mit  der  Zeit  ganz  zu 
tilgen.  Die  Provinzialbehörden  und  kleineren  Staaten  sollten  den 
Boden  abschätzen  und  nach  dieser  Abschätzung  sollte  der  Staat  den 
Eigentümern,  soweit  absolute  Sicherheit  vorhanden  wäre,  also  etwa 


B Grundbelastung  und  Grundentlastung,  S.  3. 

'-)  Notwendigkeit  einer  neuen  Grundentlastung,  S.  25. 

Die  sozialpolitische  Bedeutung  der  hypothekarischen  Grundenllastiing, 

, Seite  28. 
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1 ach  der  Hälfte  des  Schätzungswertes  Bodenscheine  aushändigen, 
\ eiche  von  allen  Kassen  zum  nominellen  Werte  angenommen  wer- 
c en  müssten , also  vollständig  den  Wert  von  öftentlichem  Geld 
1 ätten.  Diese  Bodenscheine  sollten  keine  höhere  Vergütung  als 
^ ^ 2 3*^  (»  ^hjährlich  \'om  Inhaber  fordern,  und  dieser  ganze  Prozent- 

s itz  soll  zunächst  möglichst  rascher  Amortisation  dienen.  Für  die 
^ erbesserung,  für  Kulturen  und  Rodungen  würde  unser  Boden  noch 
Hunderte  von  Millionen  autnehmen  können,  ganz  abgesehen  von 
den  Milliarden  von  Hypotheken,  mit  denen  Grund  und  Boden 
belastet  sind,  und  deren  Wert  in  Pfandbriefen  zirkuliert.  Das  Sy- 
sem  der  Bodenscheine  müsste  in  allmählicher  Entwickelung  die 
Ftändbriefe  verdrängen  und  Grund  und  Boden  entlasten.  Die  Aus- 
gd)e  von  Bodenscheinen  darf  nur  allmählich  stufenweise  nach  vor- 
sichtiger Kalkulierung  geschehen  und  darf  bestehende  Schuldverhält- 
n sse  nicht  verletzen.  Sämtliche  Hypotheken,  Annuitäten  und  Grund- 
ei itlastungsschulden  müssen  abgetragen  werden,  nur  für  neue  Kredit- 
b alürfnisse  sollen  nach  einem  bestimmten  Massstabe  und  nach  einer 
festgesetzten  Höhe,  welche  etwa  der  leicht  zu  berechnenden  jetzigen 
alljährlichen  Mehrbelastung  entspräche,  Bodenscheine  ausgegeben  wer- 
den. Der  Bodenschein  würde  allerdings  selbst  für  die  Anlage  von 
P ivatkapital  vorerst  keine  Möglichkeit  bieten,  aber  das  System  der 
Bjdenscheine  wurde  in  allmählicher  Ausgestaltung  das  Staatsschul- 
d aiwesen  auf  solide  und  sichere  Basis  stellen.  Die  rasche  Amor- 
tüierung,  welche  bei  jährlicher  Rückzahlung  von  2'/.,  bis  3%  sich 
vollziehen  müsste,  würde  nicht  nur  hinreichen,  um  für  die  umlaufen- 
den Bodenscheine  behufs  Bareinlösung  Deckung  zu  haben,  sie 
w irde  dem  Staate  bald  auch  die  Mittel  bieten,  die  Staatsschuld  zu 
k(  nsolidieren  und  bei  Anlehen  von  der  Macht  des  Privatgrosskapitals 
si  h freizuhalten.  Für  Kulturen,  Bauten,  Erbabfindungen  kann  der 
Bodenbesitzer  des  Kapitals  nicht  entbehren;  er  braucht  Geld,  aber 
di;  Schuld,  soll  sie  nicht  ein  aussaugendes  Wuchergewächs  werden, 
m ISS  sich  rasch  amortisieren , muss  einen  niedrigen  Zinsfuss  re- 
piäsentieren  und  unkündbar  sein.  Alle  diese  Eigenschaften  hat  der 
Bodenschein;  2^  bis  3^!^^  Rückzahlung  stehen  im  Einklang  mit 
dtr  Ertragsfähigkeit,  die  volle  Verwendung  dieser  Rückzahlungs- 
suinme  zur  Amortisation  ermöglicht  die  baldige 'l’ilgung ; der  Boden- 
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schein  ist  nicht  nur  unkündbar,  in  Zeiten  ausserordentlicher  Not 
kann  sogar  ohne  Gefahr  ein  Moratorium  eintreten. 

Für  den  allmählich  sich  vollziehenden  Übergang  von  Pfand- 
briefen in  Bodenscheine  macht  Wilkonski  in  seiner  Schrift  „Zins- 
loser Kredit  oder  .sichere  Hülfe  der  Landwirtschaft  und  der  Industrie*' 
folgenden  Vorschlag;  „Die  Grundstückenbesitzer  erhalten  Boden- 
scheine an  Stelle  der  Pfandbriefe.  Diese  Besitzer  würden  indessen 
vorläufig  dieselben  Zinsen  zahlen  wie  früher,  bis  sämtliche  Pfand- 
briefe erloschen  sind.  Die  Besitzer  hätten  dabei  doch  den  Vorteil, 
dass  sie  bares  Geld  anstatt  der  Pfandbriefe  erhalten  und  also 
nichts  im  Kurse  einbüssen.  Ausserdem  wäre  es  zweckmässig,  alle 
Jahre  eine  gewisse  Summe  von  Bodenscheinen  nach  einem  gewissen 
Plan  zu  emittieren  und  dafür  Ptandscheine  aufzukaufen.  Nach 
Amortisation  sämtlicher  Pfandbriefe  würde  der  niedrige  Zinsfuss 
l’latz  greifen.“ 

Die  praktische  Durchführung  dieses  Systems  könnte  nur 
in  der  Weise  erfolgen , dass  der  Staat  für  eine  bestimmte 
grössere  Summe  Bodenscheine  an  die  einzelnen  Landwirte  aus- 
giebt,  welche  dann  mit  diesem  Zahlungsmittel  zunächst  ihre  Hypo- 
theken tilgen  werden;  durch  die  Hypothekargläubiger  werden  diese 
Scheine  im  Lande  in  Cirkulation  gesetzt  werden  und  schliesslich 
an  die  Staatskasse  zurücklaufen,  worauf  dann  mit  denselben  Boden- 
scheinen dasselbe  Experiment  natürlich  zu  Gunsten  anderer  Land- 
wirte von  neuem  erfolgt  und  solange  fortgesetzt  wird,  bis  sämtliche 
Hypothekargläubiger  befriedigt  sind.  Der  Staat  ist  dann  an  ihre 
Stelle  getreten  mit  einer  kolossalen  Schuldenlast,  für  die  ihm  aller- 
dings der  grösste  Teil  des  landwirtschaftlichen  Kulturbodens  ver- 
pfändet ist;  der  Bauer  aber  schuldet  nach  wie  vor,  wenn  auch  zu 
einem  billigeren  Zinsfuss,  das  gleiche  Kapital  zur  Rückzahlung. 

Wirklich  geholfen  wäre  damit  eigentlich  nur  dem  Interesse  des 
Kapitals,  den  Hypothekargläubigern;  der  Staat  müsste  schliesslich 
doch  zu  erhöhten  Steuern  seine  Zuflucht  nehmen,  und  der  Bauer 
trägt  eine  Schuldenlast,  deren  Verzinsung  und  Amortisierung  durch 
Zahlung  von  2^  .2 — 3 bei  den  jetzigen  Verhältnissen  wohl  kaum 

M Vgl.  Rat/inger,  Die  VoIk<;wirtscliaft  in  ihren  sittlidien  Gnnuilagen, 
S.  340  ff. 
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' liirchführbar  ist.  Da  ausserdem  der  Bodenschein  kaum  den  halben 
Vert  der  Grundstücke  repräsentiert,  so  wird  er  dem  Kreditbediirfnis 
der  Landwirtschaft  keine  volle  Befriedigung  gewähren,  und  für 
jedes  weitere  Kapital,  welches  der  Landwirt  sich  ausser  jenem 
1 'eschaftt , müsste  er  jedenfalls  bedeutend  höhere  Zinsen  zahlen 
: Is  heute , weil  für  dieses  nicht  mehr  hinlängliche  Sicherheit  vor- 
handen ist.  Perner  wäre  ein  derartiger  zinsloser  Kredit,  welcher 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  geboten  würde,  eine  Benach- 
leiligung  der  anderen  Stände  (Handwerker,  Gewerbetreibende  u.  s.  w.), 
eiche  dem  Staate  mit  dem  gleichen  Ansinnen  kommen  würden. 

'Verstaatlichung  des  gesamten  Kreditwesens  wäre  die  logische 
1 olgerung ! 

So  wertvoll  auch  die  Bodenscheine  als  vorübergehende  P'.in- 
1 ichtung  zur  Beschaffung  von  Geldmitteln  lür  bestimmte  Kultur- 
/ wecke  sein  mögen,  als  ständige  landwirtschaftliche  Ma.ssregel , als 
Lösung  der  Bodenkreditfrage  dürften  sie  jeglicher  befriedigenden 
1 raktischen  Bedeutung  entbehren. 
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F a s s 1.  e n der,  Die  Rettung  des  Bauernstandes  ans  den  Händen  der 
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5.  Verstaatlichung  des  gesamten  Grund  und  Bodens. 

Noch  eine  Reformidee  bleibt  zu  erwähnen  übrig,  eine  aus  dem 
e bremsten  Sozialismus  entsprungene  Revolutionsidee,  welche  freilich 
a:i  Radikalismus  nicht  das  Geringste  zu  wünsiffien  übrig  lässt. 

P..S  ist  der  utopienhatte  Gedanke  an  Verstaatlichung  des  ge- 
s unten  Grund  und  Bodens,  wie  ihn  Henry  George  in  seinem 
\/erke  „Portschritt  und  Armut“  und  ihm  nachfolgend  Flürscheim, 


'( 


51 


von  Helldorf,  Stolle  und  andere  in  mehr  oder  minder  bedeutenden 
Schriften  zu  entwickeln  versucht  haben. 

Ausgehend  von  dem  vielsagenden  Naturgesetze:  „Die  Pirde 
und  die  Natur  gehören  allen  Menschen  gemeinsam,  da  sie  nicht 
das  Produkt  der  Menschenarbeit  sind;  das  Erzeugnis  seiner  Arbeit 
dagegen  dem  Panzelnen  für  sich“  sieht  Flürscheim  die  einzige  Hülfe 
in  der  Pkxpropriation  der  Grundeigentümer  vermittelst  einer  Ab- 
lösungsmethode und  in  der  Phnsetzung  des  Staates  als  Allein- 
gebieter über  Grund  unn  Boden, 

,, Diese  Ablösungsmethode  be.steht  in  einer  allgemeinen  Schätzung 
des  heutigen  Bodenwertes  nach  der  kapitalisierten  PAtragsfähigkeit 
und  einem  Gesetz , welches  den  deutschen  Panzelstaaten  für  alle 
Zeiten  das  Vorkaufsrecht  zu  diesem  Werte  (gewährt. 

Auf  diese  Weise  werden  die  Grund-  und  Hyiiothekenbesitzer 
voll  für  den  heutigen  wirklichen  Wert  entschädigt,  und  nur  der 
zukünftige  Wertzuwachs  gehört  der  Gemeinschaft,  die  ihn  schafft. 
Sowie  nun  der  Pachtwert  eines  Grundstückes  die  Zinshöhe  der  von 
dem  Staate  für  seinen  PAwerb  auszugebenden  Pfandbriefe  über- 
steigt, macht  letzterer  von  seinem  Vorkaufsrecht  Gebrauch  und  ver- 
wendet den  erzielten  Nutzen  zur  allmählichen  Amortisation  der 
Pfandbriefe. 

Da  die  Grundrente  ständig  steigt,  und  zwar  um  so  schneller, 
je  besser  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  sich  gestalten,  und  da 
andererseits  der  Pfandbriefzinsfuss  infolge  des  durch  ihre  allmähliche 
Amortisierung  und  den  successiven  Bodenerwerb  abnehmenden 
Quantums  der  sicheren  xVnlagewerte  ständig  weiter  reduziert  werden 
kann , so  steigt  der  Nutzen  des  Staates  schnell  und  damit  seine 
Amortisationsfähigkeit.  Ursache  und  Wirkung  verstärken  sich  gegen- 
seitig, um  die  Frist  der  Abzahlung  aller  Staatsschulden  und  des 
vollen  freien  Bodenbesitzes  möglichst  nahe  zu  rücken.“  ') 

Auf  ein  näheres  Eingehen  in  die  wesenlosen  Zukunftsträume 
dieser  Weltverbesserer  verzichten  wir.  Es  ist  ja  so  leicht  und  dabei 
die  eigene  Patelkeit  und  das  Verlangen  der  leicht  erregbaren  Menge 
blendend,  sich  über  ernste , zu  nachdenkender  Arbeit  zwingende 
l'hatsachen  mit  l)unten  P’antasiegebilden  hinwegzuhelfen  und  dem 

'j  Vgl.  P'  1 ü r s c li  e i in  , Der  einzige  Retluiigsweg,  S.  44, 
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selbstgefälligen  Geiste  auf  dem  weiten  Gebiete  nicht  besonders 
anstrengenden  und  dabei  doch  manchmal  sehr  dankbar  lohnenden 
Märchenerzählens  freien  Spielraum  zu  gewähren. 

Bei  einer  wirklich  durchgeführten  Verstaatlichung  des  gesamten 
Grund  und  Bodens  würden  dann  also  an  Stelle  wirklicher  Grund- 
eigentümer Pächter  treten  in  dieser  dem  Kommunismus  jeglicher 
Art  Vorschub  leistenden  freien  Landwirtschatt  unter  OberaufsiclU 
des  güterreichen  5 aber  arg  in  Schulden  steckenden  Staates;  und 
nichts  hindert  dann  auch  in  diesem  alles  gleiclistellenden  System 
den  kapitalkräftigen  Pächter  seinen  kapitalschwachen  Nebenmenschen 
in  die  Schuldknechtschaft  des  Kapitals  zu  legen  und  so  einen 
neuen,  allerdings  auch  dem  Radikalismus  des  Systems  entsprechend 
in  weit  grossartigercm  Massstal)  sich  bewegenden  und  gewissermassen 
staatlich  sanktionierten  Bauernelend  die  Thüre  zu  öffnen. 

L i 1 1 e r a t u r : 
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:<ei'onn  unserer  wirtschaftlichen  Verhältnisse.  Minden,  1885. 

Derselbe,  ,,Auf  friedlichem  Wege/‘ 

Derselbe,  einzige  Rettungsweg.'‘ 

Derselbe,  Deutschland  in  100  Jahren. ‘‘ 

Derselbe,  Deutschland.  Monatsschrift  zur  Förderung  einer  friedlichen 
Sozialrefonn. 

Stamm,  Die  sozialpolitische  Bedeutung  der  Bodenreform.  Minden,  1885. 

Zur  Kritik  vergl. : 

Stimmen  aus  Maria  Laach  1887,  Heft  8,  9,  10. 

Jahrbuch  der  freien  Vereinigung  kalhclischer  Soziaffinlitiker.  1887. 

Westfälischer  Bauer.  Jahrg.  1889,  No.  2 u.  3 


6.  Heimstätten^esetzgebun^. 

„Das  Heimstättengesetz  beruht  auf  der  Idee,  dass  es  eine 
Angelegenheit  der  öffentlichen  Politik  ist,  dafür  Sorge  zu  tragen, 
lass  jeder  Staatsbürger  unabhängig  und  über  Dürftigkeit  erhaben 
;ei ! Zu  dem  Ende  soll  er  eine  ,.homestead“  besitzen,  wo  er  und 
jeine  Familie  Obdach  haben  und  leben  mögen  gedeckt  gegen 
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finanzielles  Unglück  und  die  Anforderungen  von  Gläubigern,  die  ihnen 
etwa  geliehen  haben.“ 

Das  ist  die  Grundtendenz  der  nordamerikanischen  lleinislätten- 
gesetzgebung,  welche  dort  seit  dem  20.  Mai  1862  zu  Kraft  besteht 
und  ileren  Bedeutung  für  die  Erhaltung  eines  kräftigen  Bauern- 
standes in  den  letzten  Zeiten  auch  in  Deutschland  Gegenstand  ein- 
gehender Untersuchungen  und  praktischer  Vorschläge  geworden  ist. 
Nach  dem  nordamerikanischen  Gesetz  kann  das  sogenannte  f leim- 
stätteland, das  nicht  mehr  wie  160  Acker  betragen  darf,  von  jeder 
Person,  welche  das  Haupt  einer  Familie  oder  21  Jahre  alt  und 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  ist  oder  in  gesetzlicher  Form  seine 
Absicht,  Bürger  derselben  zu  werden,  erklärt  hat,  unter  Beobachtung 
der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Bedingungen  oder  Formalitäten  in 
Besitz  genommen  werden  und  wirtl  nach  Ablauf  von  5 Jahren, 
während  derer  der  Besitzer  persönlich  das.selbe  bewirtschaftet  haben 
muss,  sein  absolutes  Figentuni,  über  welches  er  frei  und  unbe- 
schränkt verfügen  darf.  Dieses  Heimstätteland  kann  für  Schulden, 
welche  vor  Ausstellung  des  Kaufbriefes  kontrahiert  wurden,  nicht 
haftbar  gemacht  werden,  kann  aber  — jedoch  nur  mit  Einwilligung 
der  Ehefrau  — mit  Hypotheken  belastet  werden,  welche  im  P'alle 
der  Zahlungsunfähigkeit  das  Land  pfändbar  machen. 

Jedenfalls  sichert  das  Gesetz  den  Bauer  sehr  wirksam  gegen 
tlie  schlimmen  Folgen  persönlicher  Verschuldung,  also  vor  allen 
Dingen  gegen  die  verheerende  Macht  des  Wuchers.  Vervollständigt 
wird  das  Heimstättengesetz  durch  das  Pfändungsgesetz,  welches  be- 
stimmt , wie  weit  in  Fällen  von  Zahlungsunfähigkeit  die  Zwangs- 
versteigerung sich  erstrecken  darf,  und  welches  von  dem  Grund- 
gedanken ausgeht,  den  Bürgern  ein  Vermögensminimum  zu  sichern, 
soweit  dies  durch  Staatshilfe  möglich  ist. 

Wie  unendlich  segensreich  diese  Gesetzgebung  in  .\merika 
gewirkt  hat,  lässt  sich  kaum  bemessen,  da  dort  der  thatsächliche 
Kontrast,  hervorgerufen  durch  die  Kehrseite  der  Einrichtung  in 
allen  ihren  von  einander  abhängendeu  und  miteinander  in  Verbindung 
sichenden  Umständen  fehlt;  einzelne  Ausnahmefälle  können  nur  die 
allgemeine,  vorteilhafte  Regel  bestätigen. 

Von  den  mannigfachen  diesbezüglichen  Aussprüchen  amerika- 
nischer Rechtsgelehrten  und  Gerichtshöfe  seien  einige  angeführt. 
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Der  Riclitcr  J.  'larlrell  sagt:  „Ks  giebl  ohne  Zweifel  keine 
;rossere  Aneiferung  zur  Entwickelung  des  \\' ohlvcrhaltcns , des 
fleisses  und  der  Liebe  zum  Vatcrlande,  als  ein  permanentes  Heim, 
ur  welches  die  ganze  Familie  eine  grosse  Zuneigung  gewinnt,  und 
welches  allen  in  der  Welt  zerstreuten  Familienmitgliedern  ein  sehr 
gewünschtes  Retugium  gewährt , unter  dessen  Schutz  sie  jederzeit 
wieder  zurückkehren  können.“ 

l'crner  sagt  in  einer  Urteilsbegründung  der  Gerichtshof  von 
\rkansas:  „Fs  war  eine  aufgeklärte  Staats] 'olitik , welche  in  der 
Vorsorge  tür  das  öffentliche  Wohl,  sowie  das  des  einzelnen  Bürgers 
lie  Erlassung  tles  Heimstättengesetzes  diktiert  hat,  dessen  unver- 
<ennbare  Absicht  cs  ist , jedem  Hausvater  oder  Familienober- 
iau|)le  seine  Heimat,  seine  ständige  AVohnstätte  derart  zu  sichern, 
lass  er  darauf  gedeihe  und  sich  behaglich  fühle,  und  wo  die  Fa- 
nilie  ges(  hützl  und  ausser  dem  Bereich  eines  solchen  finanziellen 
Uissgesi hic kes,  welidiem  auch  der  Klügste  und  Scharfsinnigste  nicht 
mmer  auszuweichen  vermag,  leben  kann.“ 

Nachahmung  auf  europäischem  Boden  hat  diese  nordamerika- 
lische  Heimstattengeset/gebung  in  Serbien  durch  das  Gesetz  vom 
24.  Dezember  1874  gefunden. 

Derartige  unantastbare  Bauernheimstätten  haben  wir  übrigens 
UK  h in  Deutschland,  und  zwar  in  Mecklenburg,  wo  jeder  Dominial- 
‘rbpächter  für  eine  (Generation  ohne  weiteres  ein  Fideikommiss  schaffen 
■lann,  das  noch  weit  sicherer  den  Bauernstand  schützen  muss,  weil 
her  die  ganze  Hute  mit  all  ihrem  lebenden  und  toten  Inventar 
iml  mit  reichlichen  Aorräten  tler  \ eräusserung,  folglich  auch  der 
:.\ekution  entzogen  ist ; ferner  ist  am  h auf  gesetzlichem  Wege 
lurch  die  Hypothekenordnung  für  die  dortigen  Klosterbauern  ein 

okher  zum  grossen  leil  der  Exekution  entzogener  bäuerlicher 
Icsitz  geschaffen  worden.  ‘) 

Soll  ein  derartiges  Heimstättengesetz  unserem  gesamten  dcut- 
:chen  Bauernstände  zu  gute  kommen  — und  das  wäre  dringend 
wünschenswert  so  könnte  dies  natürlich  niclit  geschehen  durch 
( infache  Übertragung  der  nordamerikanischen  Gesetzgebung.  Fs 
müsste  vielmehr  unseren  Verhältnissen,  namentlich  was  die  Grösse 


')  Vgl.  Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland,  111.  S.  361  ff. 
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des  Heimstättelandes  betrifft,  angepasst  werden,  müsste  aber  selbst- 
redend in  den  Hauptgedanken  mit  jenem  übereinstimmen,  und  der 
wesentlichste  dieser  Hauptgedanken  würde  sich  mit  der  Beschaffung 
ausreichender  Mas.sregeln  zum  Schutz  des  Bauern  gegen  den  Wucher 
zu  bescliäftigen  haben. 

Inzwischen  haben  sich  die  in  Deutschland  auf  Förderung  eines 
unseren  kontinentalen  Verhältnissen  angepassten  Heimstättenrechtes 
ausgehenden  Bestrebungen  zu  einem  Initiativantrag  der  Reichstags- 
abgeordneten Graf  von  Dönhoff-Friedrichstein  und  Gen.  vereinigt.  ’) 
Der  Woitlaut  dieses  Gesetzentwurfes  ist  folgender: 

I.  Jeder  Angehörige  des  Deutschen  Reiches  hat  nach 
vollendetem  24.  Lebensjahre  das  Recht  zur  Errichtung  einer 
Heimstätte. 

2.  Die  Grösse  einer  Heimstätte  darf  die  eines  Bauernhofes 
nicht  übersteigen.  Sie  muss  wenigstens  einer  Arbeiter-  oder  Bauern- 
familie Wohnung  gewähren  und  die  Produktion  der  notwendigen 
Nahrungsmittel  ermöglichen. 

Notwendiges  Zubehör  einer  jetlen  Heimstätte  sind: 

1.  Die  fVohnung  des  Heimstätteneigentümers. 

2.  Die  notwendigen  Wirtschaftsgebäude. 

3.  Das  zum  Wirtschaftsbetriebe  unentbehrliche  Gerät-,  Vieh-  und 
Feldinventarium,  sowie  die  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse, 
welche  zur  Fortsetzung  der  Wirtschaft  bis  zur  nächsten  Ernte 
unentbehrlich  sind. 

3.  Der  zur  Heimstätte  festzustellende  Besitz  darf  nur  bis 
zur  Hälfte  tles  Ertragswertes  mit  Renten,  welche  durch  .\mortisation 
zu  tilgen  sind,  verschuldet  sein.  Die  Errichtung  ist  bedingt  durch 
Umwandlung  der  den  Grundbesitz  zur  Zeit  belastenden  Hvpotheken 
und  Grundschultien  in  amortisierbare  Renten.  Höher  verschuldeter 
Besitz  kann  von  tlen  tlurch  die  Landesgesetzgebung  zu  errichtenden 
Landesheimstättenbehörden  zur  Gründung  von  Heimstätten  zugelassen 
werden,  wenn  der  Besitzer  die  Verpflichtung  übernimmt,  die  über  die 
Hälfte  des  Ertragswertes  hinausgehenden  Hypotheken  und  Grund- 
schulden mit  1*’,)  für  das  Jahr  zu  tilgen,  und  die  Tilgung  nach 


')  Reiclist.igsdnicks.iche  Nr.  9g,  Session  1S90. 


Lrmessen  der  Landes-Heimstätten])ehörden  gesichert  erscheint.  \ er- 
starkte Amortisation  ist  gestattet. 


4.  Schulden  dürfen  auf  Heimstätten  nicht  eingetragen  werden. 
Mit  Bewilligung  der  Ileimstättenhehörde  können  bis  /ur  Hälfte  des 
Krtragswertes  Rcntcnschulden  mit  einer  Amortisationsperiode  von 
höchstens  15  Jahren  eingetragen  werden: 

1.  im  Fall  einer  Missernte: 

2.  zu  notwendigen  Meliorationen  ; 

3.  zur  Abfindung  von  Miterben. 

5-  Heimstätte  unterliegt  der  Zwangsvollstreckung  nur  in 
lolgenden  Fällen : 

1.  wenn  die  Forderungen  aus  der  Zeit  vor  F:rrichtung  der  Fleim- 
stätte  stammen,  und  nicht  drei  Jahre  nach  Veröffentlichung 
der  Heimstättencjualität  verflossen  sind. 

2.  auch  nach  Fwrichtung  wegen  rechtskräftiger  Ansprüche  auf 
Lieferungen,  die  zur  Errichtung  und  zum  Ausbau  der  Heim- 
stätten verbraucht  sind; 

3.  wegen  rückständiger  Renten  und  Steuern. 

In  den  Fällen  zu  2 und  3 ist  als  Vollstreckungsmassregel  nur 
die  von  der  Heimstättenbehörde  zu  vollziehende  Zwangsverwaltung 
der  Fleimstätte  zulässig. 

6.  Die  Heimstätte  ist  unteilbar  und  — vorbehaltlich  des 
Xiessbrauchsrechtes  der  Wittwe  des  letzten  Besitzers  ■ - durch  F>b- 

gang  im  Falle  des  Vorhandenseins  mehrerer  Miterben  nur  auf  einen 
ilerselben  übertragbar. 

Behufs  Zusammenlegung  von  Ländereien  kann  mit  Genehmigung 
der  Heimstättenbehörde  Austausch  von  Ländereien  stattfinden. 

7.  Die  Veräusserung  der  Fleimstätte  unter  Lebenden  ist  nur 
mit  (lenehmigung  der  Ehefrau  des  Heimstättenbesitzers  zulässig. 
Xiemanil  darf  mehr  als  eine  Fleimstätte  erwerben. 

8.  Der  Landesgesetzgebung  bleiben  alle  näheren  Bestimmngen 
aberlassen  und  .speziell : 

1.  die  Bestimmungen  der  Maximal-  und  Minimalgrösse  der 
Heimstätten  innerhalb  der  in  ^ 2 angegebenen  Grenzen; 

2.  die  Abgrenzung  der  Steuerfreiheit  der  kleinsten  Heim- 
stätten ; 
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3.  die  Regelung  des  Niessbrauchrechtes  der  Wittwe  des  ver- 
■storbenen  Heimstättenbesitzers  an  der  Heimstätte. 

4.  die  Errichtung  der  Heimstättenbehörde; 

5.  die  Errichtung  der  Fleimstätten-Rentenbanken ; 

6.  die  Ordnung  des  Heimstätten -Erbrechtes. 

Beigefügt  ist  diesem  Entwürfe,  welcher  voraussit htlich  in  der 
kommenden  Flerbstsession  vorgelegt  werden  wird,  eine  kurze  Be- 
gründung der  Notwendigkeit  eines  derartigen  Gesetzes  und  Erläuterung 
zu  einzelnen  Punkten  desselben. 

Prot.  Dr.  Ciierke  sagt  in  seinem  Gutachten  zu  diesem  Entwürfe 
vom  30.  September  1890: 

„Ein  frischer  Spross  am  uralten  Baum  iles  deutschen  Rechtes 
wäre  dieses  Heimstättenrecht!  Durch  und  durch  ist  es  deutsch. 
Denn  in  ihm  liegt  der  in  unserem  Rechtsbewusstsein  durch  alle 
Vorherrschaft  des  römischen  Rechtes  nicht  ausgetilgte  nationale  Ge- 
danke zu  Grunde,  dass  die  Hofstätte  mit  ihrem  Zubehör  nicht  bloss 
ein  Vermögensstück  oder  gar  eine  Ware,  sondern  eine  „Heimat“, 
die  Basis  eines  Familienlebens  und  seiner  wirtschaftlichen  und  ethi- 
schen Bethätigung  ist.  Indem  das  Heimstättenrecht  eine  solche 
Hofstätte  der  Verschlingung  durch  das  beutelustige,  bewegliche 
Kapital,  der  Zertümmerung  durch  die  Wechselfälle  des  Verkehrs  und 
des  Erliganges,  sowie  der  Aufsaugung  durch  den  Grossgrundbesitz 
entzieht,  sorgt  es  für  die  Verwirklichung  des  bewusst  oder  unbewusst 
in  unsrer  Landbevölkerung  bis  heute  lebenden  Rechtsideales. 

Zugleich  aber  verbürgt  es  dem  Staate  und  der  Gesellschaft 
alle  diejenigen  Schutzwehren , welche  ein  Stand  mit  dem  Boden 
verwachsener,  an  der  ererbten  Scholle  liebevoll  hängender,  in  Be- 
rufstreue gefesteter  mittlerer  und  kleiner  Grundbesitzer  nach  den  Er- 
fahrungen aller  Zeiten  gegen  die  zersetzenden  und  entsittlichenden 
Fdemente  zu  bieten  vermag.  . . . 

Soll  in  erheblicherem  Umfange  die  Erhaltung  der  vorhandenen 
bäuerlichen  Besitzer  durch  die  F^mwandlung  in  Heimstätten  ge- 
sichert werden,  so  wird  ein  kräftiger  Antrieb  zu  solcher  Umwand- 
lung dadurch  geboten  werden  müssen,  dass  öffentliche  Institute 
hierbei  die  Schuldentlastung  in  die  Hand  nehmen  und  in  möglichst 
vorteilhafter  Weise  durchführen.  . . . 


( 
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Eins  nur  wäre  vor  allem  zu  wünschen:  die  möglichst  baldige 
Einführung  des  neuen  Gesetzes!“  — 

E i 1 1 e r a t u r : 

K.  Meyer,  I feimstäUen-  und  andere  Wirtschaftsgesetze.  Berlin,  1883. 

^ o 11  K i c p e n h a u s c n - C r a n g c n , Gesicherte  Fainilienheinistätten. 
i.eip/ig  1S90. 

C.  Neese,  Die  Heimstättengrümlimg.  l>erlin,  1S90. 

Verhandlungen  des  Westfalischen  Rauernvercins  über  den  Entwurf  eines 
»urgcrlichen  Gesetzbuches  für  das  deutsche  Reich.  Münster,  I890.  S,  53  ff. 

Zur  Kritik  vergleiche: 

M.  Sering,  Die  landwirtschattliche  Konkurrenz  Nordamerikas,  Ivcijj- 
>g,  18S7. 

Die  Heimstattefrage,  Referat  erstattet  zur  i 9 l’Icnarversainmlun'^  des 
deutschen  Landwirtschaftsrates  . von  Ministcrialralh  A.  R u c h c n b e r g e r - 
varlsruhe.  Berlin,  1891. 


Andere  anch  unter  diesen  Abschnitt  lallende  Retormvorschlage, 
>*ie  sie  sich  in:  Gamp,  „Der  landwirtst'hafiliche  Kredit  und  seine 
Jiefriedigung“;  Stöpel,  „Die  freie  Gesells<haft“ : Ratzinger 
, Die  Erhaltung  des  Bauernstandes“ ; J a g e r , „Agrarfrage  der  Gegen- 
\ art“ ; Ruhland,  „Die  Lösung  der  landwirtschaftlichen  Krcdit- 
t-age  im  System  der  agrarischen  Keform“;  I,.  von  Stein,  „Drei 
Tragen  des  Grundbesitzes“  u.  s.  w„  übergehen  wir,  da  sie  doch  in 
nren  Hauptprinzipien  mehr  oder  minder  mit  jenen  oben  weiter  aus- 
i eführten  Reorganisationsitlecn  zusammenbillen. 


Anerbenrecht,  Rentengüler  und  Heimstattenrecht , diese  drei 
€.  ufeinander  su  h stützenden,  einander  ergänzenden  und  voneinander 
übhangcntlen  Gilieder  und  Bedingungen  wirtschaftlichen  Gedeihens, 
zu  einem  harmonischen  Ganzen  zu  realisieren,  wird  leitender  C'resichls- 
1 unkt  der  agrarischen  Gicsetzgebung  des  Staates  sein  müssen.  Aus 
I lesen  dreien  und  ihren  notwendig  sich  ergebenden  Folgerungen 
i nd  Ergänzungen  muss  ein  Gesetz  geschaffen  werden,  welches,  ohne 
andere  Interessen  zu  schädigen,  einzig  und  allein  für  den  Bauernstand 
1 estimmt  ist,  welches  den  besonderen  Verhältnissen  dieses  Standes 
1 I ausreichender  und  dabei  doch  vorsichtiger  Weise  Rechnuno- 
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trägt,  und  w’clches  klar  und  verständlich,  auch  für  den  scliwertälligen, 
neuerungsfeindlichen  Bauern  wahres  Interesse  mit  aufrichtiger  An- 
teilnahme verlic'ht  und  sich  sein  thatkräftiges  Vertrauen  zu  erringen 
suchen  muss. 

Das  wird  das  fcstgegründetc  Fundament  sein,  auf  welchem 
der  Bauernstand  in  wirtschaftlicher  Unabhängigkeit  und  freiestem 
Entfalten  seiner  Kräfte  ein  neues,  entwicklungsreiches  Leben  beginnen 
wird,  sich  selbst  und  dem  gesamten  wirtschaftlichen,  gesellschaft- 
lichen und  staatlichen  Leben  der  Nation  zum  Segen. 


III.  Zusammenfassende  Bestrebungen. 

Die  Bauernvereine. 

Die  Bauernvereine  sind  entstanden  aus  dem  Bestreben  der 
Bauern,  sich  selbst  zu  helfen,  wci  staatliche  Uirsorge  zu  schwach 
oder  zu  wenig  willig  erschien,  die  Interessen  ihrer  Wirtschaft  und 
ihres  Standes  in  der  nötigen  Weise  zu  lieachten  und  zu  beschützen. 

Die  Geschichte  dieser  Vereine  führt  sich  zurück  auf  die  am 
20.  Mai  1862  in  Borghorst  im  Kreise  Steinfurt  in  Westfalen  vom 
hreiherrn  von  Schorlemer-.\lst  gegründete  erste  Bauernvereinigung, 
deren  Beispiel  bakl  in  verschiedenen  anderen  Kreisen  der  Provinz, 
namentlich  zunächst  zu  ^\  cstcrholt  im  Kreise  Recklinghausen  durch 
den  Bauer  Breuker,  thalkräftige  Nachahmung  fand. 

Die  Hauptgedanken  dieser  genossenschaftlichen  Vcreinimintrcn 
waren : Erhaltung  des  Gutsbesitzes  in  der  Familie;  Einigkeit  unter- 
einander, besonders  möglichste  Beseitigung  aller  Rechtsstreitigkeilen 
durch  Schiedsgerichte;  gegenseitige  Unterstützung  <lurch  Darlehen; 
Ankauf  von  der  Parcellierung  preisgegebenen  Bauerngütern ; über- 
haupt Verhinderung  der  Zersplitterung  bäuerlicher  Güter. 

Trotzdem  diese  Vereine  sich  jwinzipiell  jeglicher  politischer 
Thäligkeit  fernhielten,  wurden  sie  tlurch  Erlass  vom  lo.  Au<r.  1S71 
für  politische  Vereine  erklärt  und  ihre  Verbindung  untereinander 
untersagt.  Die  Folge  dieser  die  Vereine  in  ihrer  eigentlichen  Wirk- 
samkeit schwer  schädigenden  Massregel  war  sofortige  freiwillige 
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Auflösung  aller  bestehenilen  einzelnen  Vereine  und  Gründung 
( ines  für  die  ganze  Provinz  geltenden,  des  jetzt  noch  bestehenden 
, Westfälischen  Bauernvereins“  auf  einer  von  2000  Bauern  be- 
suchten, am  30.  November  187  t zu  Münster  i.  W.  unter  dem 
''"orsitz  des  Freiherrn  von  Schorlemer-Alst  abgehaltenen  General- 
\ er  Sammlung. 

Die  Statuten  dieses  Vereins,  welcher  im  Jahre  1887  die  Feier 

i.es  25jährigen  Bestehens  feierte,  sind  im  Laufe  der  Jahre  mehr- 
Lichen,  wenn  auch  nicht  wesentlichen  Umänderungen  unterworfen 
\ .Orden.  Auf  Grund  des  neuesten,  eigens  zu  diesem  Zweck  re- 
\ idierten  und  an  die  Regierung  eingeschickten  Statuts  sind  dem 
LATein  auf  Vorschlag  des  Oberpräsidenten  der  Provinz  durch 
Vllerhöchsten  Erlass  vom  21.  Februar  1891  die  Rechte  einer 
j -iristischen  Person  zuerkannt  worden. 

Der  Zweck  des  Vereins  ist  nach  § 2 der  Statuten  folgender: 

Der  Verein  will  die  bäuerlichen  Grundbesitzer  zu  einer  Ge- 
1 ossenschaft  verbinden  und  in  dieser: 

a'  seine  Mitglieder  in  sittlicher , geistiger  und  wirtschaft- 
licher Hinsicht  heben; 

b'  sie  zu  einem  kräftigen  Bauernstände  vereinigen,  welcher 
sich  bestrebt: 

c)  den  bäuerlichen  Grundbesitz  zu  erhalten. 

Die  Mittel  zur  Erreichung  dieser  Vereinszwecke  bestehen 
1 ach  § 3 in  : 

a)  Besprechung  und  Beschlüsse  der  Mitglieder  in  Versamm- 
lungen zur  Wahrnehmung  ihrer  Intere  ssen,  zur  Abwendung 
der  Schäden  für  den  Grundbesitz,  zur  Beseitigung  schäd- 
licher Gewohnheiten,  INlissbräuche  und  Verschwendungen, 

b)  Förderung  der  den  Interessen  des  Bauernstandes  ent- 
sprechenden Bildung  und  Kenntnisse. 

c)  Versöhnung  sich  widerstreitender  Interessen,  Beilegung 
von  Streitigkeiten  und  Prozessen  auf  gütlichem  Wege,  insbe- 
sondere durch  die  vom  Verein  errichteten  Vergleichs- 
ämter und  Schiedsgerichte. 

d)  Gründung  gemeinsamer  w’ohlthätiger  ,\nstalten  im  Interesse 
des  Grundbesitzers  und  der  Landwirtschaft,  insbesondere 
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von  Kreditinstituten,  gemeinsamen  Versicherungen,  Konsum- 
genossenschaften u.  s.  w. 

e)  Zur  Verhinderung  der  Verschuldung,  Zersplitterung  und 
des  Verkaufs  bäuerlicher  Güter,  Vorsorge  für  Eintragung 
aller  eintragungsfähigen  Landgüter  in  die  Landgüterrolle 
und  rechtzeitige  Errichtung  letztwilliger  Verfügungen  oder 
Vertrage  unter  Lebenden,  wodurch  die  bäuerlichen  Land- 
güter ungeteilt,  ohne  zu  schwere  Belastung  mit  Abfindungen 
auf  ein  Kind  oder  einen  Verwandten  übertragen  w'erden. 

Lber  die  Mitgliedschaft  bestimmt: 

§ 4.  Der  als  Mitglied  Aufzunehniende  muss: 

1.  einer  der  beiden  christlichen  Konfessionen  angehören, 
deren  Vorschriften  erfüllen,  einen  sittlichen  und  nüchternen 
Lebensw'andel  führen; 

2.  grossjährig  und  im  Vollgenuss  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte sein ; 

3.  einen  selbständigen  Grundbesitz  haben  und  Landwirtschaft 
betreiben. 

Lokalversammlungen  können  jeder  Zeit  von  den  Vorstauds- 
und  Ausschussmitgliedern  anberaumt  w'erden.  Die  in  diesen  Lokal- 
versammlungen gefassten  Beschlüsse  erhalten  Gültigkeit  durch  Ab- 
stimmung in  der  Generalversammlung , welche  für  gewöhnlich 
jährlich  wenigstens  einmal  Zusammentritt. 

Was  die  bisherigen  thatsächlichen  Leistungen  des  Vereins 
betrifft , so  dürfte  wohl  die  bedeutendste  sein  die  hauptsächlich 
auf  seine  Anregung  hin  entstandene  „Landgüterordnung  für  die 
Provinz  Westfalen  und  die  Kreise  Rees , Essen , Duisburg  und 
Mülheim  a.  d.  Ruhr“  vom  20.  April  1882,  die  an  betreffender 
Stelle  bereits  hinsichtlich  ihrer  Geschichte  und  wesentlichsten  Be- 
stimmungen Erwähnung  gefunden  hat. 

Auf  dem  Wege  der  Petition  hat  er  noch  verschiedene  andere 
gesetzliche  Massregeln  zu  erstreben  gesucht,  z.  B.  Änderung  der 


')  Vgl.  die  Landgüterordnung  mit  Erläuterungen  der  Kommission  des 
Westfälischen  ßauern-Vereins.  Herausgegeben  von  dem  Vorstand  dessell)en. 
Münster,  1872. 

F.  Hat)  hei,  Die  westfälische  Landgüterordnung  in  gemeinverständlicher 
Sprache  und  an  Beispielen  erläutert.  Münster,  iSSy. 
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Steuergesetzgebung,  Einführung  bezw.  Erliöhung  der  Schutzzölle, 
Prüfung  der  Währungsfrage,  Aufhebung  der  Wechselfreiheit,  Ein- 
lührung strengerer  Wuchergesetze  u.  s.  \v. 

Um  die  einzelnen  Mitglieder  des  Vereins  vor  den  Folgen 
unvorhergesehener  Unglücksfälle  zu  bewahren,  sind  Verträge  mit 
heuer-,  Hagel-  und  Lebensversicherungsgesellschaften  abgeschlossen. 
Infolge  dieser  Spezialverträge  erhalten  dann  natürlich  die  Mit- 
glieder günstigere  Versicherungsbedingungen  und  besonders  auch 
niedrigeren  Prämiensatz,  als  es  den  Einzelnen  möglich  wäre.  Na- 
mentlich hat  die  Lebensversicherung  für  die  Landwirte  besondere 
Bedeutung  in  Verbindung  mit  der  Eintragung  in  die  Höferolle, 
indem  die  rechtzeitige  Lebensversicherung  es  ermöglicht,  den  Hof 
ungeteilt  auf  einen  Anerben  übergehen  zu  lassen,  ohne  letzteren 
durch  allzu  hohe  Abfindung  seiner  Geschwister  in  Überschuldung 

'M  Sturzen,  und  ohne  die  letzteren  durch  zu  geringe  Abfindung 
ai  benachteiligen.  ‘)  ^ 

Ferner  bildet  der  Verein  seit  dem  Jahre  1883  einengrossen 
vonsumverein  für  den  gemeinsamen  und  daher  bei  weitem  wohl- 
eilereu Bezug  von  landwirtschaftlichen  Rohstoffen , wie  Kunst- 
lunger, Kraftfuttermittel  und  Sämereien,  welche  auf  ihre  Qualität 
iin  vorher  von  der  chemischen  Versuchsstation  in  Münster  unter- 
: ucht  werden  ; auch  auf  landwirtschaftliche  Geräte  und  Maschinen 
)st  dieser  gemeinsame  Bezug  in  der  letzten  Zeit  ausgedehnt  worden, 
indem  seit  dem  Herbst  1890  der  Bauernverein  in  Verbindung 
nit  dem  landwiitschaftlichen  Provinzialverein  eine  Maschinen- 
l’rüfungsstation  eingerichtet  hat,  in  welcher  eine  permanente  Aus- 
stellung von  landwirtschaftlichen  Geräten  und  Maschinen  unter- 
1 alten  wird. 

Seit  Juh  1890  besteht  im  Verein  auch  ein  sogenanntes  Bati- 
r mt,  (1.  h.  eine  Gentraistelle,  von  welcher  die  Mitglieder  des  Vereins 
L egen  geringe  Vergütung  sachverständigen  Rat  und  Belehrung  durch 
1 auplane  u.  s.  w.  in  allen  baulichen  Angelegenheiten  erhalten  Lnnen. 
(■gl.  Westfälischer  Bauer,  1891,  No.  6.) 

Zur  Befriedigung  des  ländlichen  Kreditwesens  hat  sich  der 
Irauernverein,  was  den  Realkredit  anbelangt,  um  Gründung  und  stete 

' I \ gi  S c 1.  n e I d e r - F e 1 b e r , Anerhenrecbt  und  Lebensversicherung 
iliimover,  1SS9.  ^ 


Förderung  der  Landschaft  der  Provinz  Westfalen  grosse  Verdienste 
^ erworben.  Dem  Personalkredit  dienen  in  ausgiebiger  Weise  auf 

die  einzelnen  Pfarrei-  oder  Civilgemeinden  beschränkte  Spar-  und 
Darlehnskassenvereine,  welche  auf  Grundlage  des  Genossenschafts- 
gesetzes als  „eingetragene  Genossenschaften“  funktionieren  und  in 
ihrer  praktischen  Bethätigung  die  Raifi'eisenschen  Grundsätze  be- 
folgen. Ein  selbständig  für  sich  gegründeter  Revisionsverband 
. führt  die  Kontrolle  über  die  sichere  und  zuverlässige  Geschäfts- 

führung der  einzelnen  Vereine.  Durch  diese  Einrichtungen  ist 
/■  - namentlich  die  Gefahr  der  Auswucherung,  welche  speziell  in  West- 

falen einen  bedenklich  hohen  Grad  erreicht  hatte,  wesentlich  be- 
schränkt worden. J)  Zu  möglichst  wirksamer  Vermeidung  von  Pro- 
zessen und  anderen  Rechtsstreitigkeiten  sind  besondere  Schiedsgerichte 
und  Vergleichsämter  innerhalb  des  Vereins  eingerichtet,  für  deren 
Verfahren  eine  bis  ins  Einzelne  genaue  Instruktion  gegeben  ist. 
Zur  Verbreitung  einer  gesunden,  den  Verhältnissen  entsprechenden 
Bildung  unterstützt  der  \ erein  eine  Reihe  landwirtschaftlicher  Winter- 
schulen, welche  die  aus  den  Elementarschulen  entlassenen  Bauern- 
söhne in  den  Grundlagen  der  Land-  und  Volkswirtschaft,  Buch- 
führung u.  s.  w.  unterweisen,  ferner  eine  Haushaltungsschule,  in  welcher 
die  Bauerntöchter  in  der  rationellen  Wirtschaft  unterwiesen  werden, 
und  schliesslich  dient  zu  demselben  Zweck  das  monatlich  erschei- 
nende, in  populärer  Form  für  Belehrung  sorgende  Vereinsorgan  der 
„Westfälische  Bauer.“ 

Das  Versicherungsvermögen  belief  sich  im  Jahre  1890  auf 
^7  993  5°  Mark.  Die  Versicherungssumme  bei  Feuer  betrug 
•53350310  Mark,  bei  Hagel  14882856  Mark  und  die  Lebens^- 
versicherungssumme  354  500  Mark.  Die  Anzahl  der  Vereinsmit- 
glieder  beträgt  rund  23  000.  — 

Dem  erfolgreichen  Beispiel  dieses  Westfälischen  Bauernvereins 
folgend  und  in  ihren  Bestrebungen  und  Einrichtungen  im  wesent- 
lichen mit  jenem  übereinstimmend,  jedoch  den  besonderen  \’erhält- 
. nissen  der  betrefienden  Landesteile  Rechnung  tragend , haben  sich. 

dann  in  den  verschiedensten  'heilen  Deutschlands  gleichfalls  derartige 
Bauernvereine  gebildet. 


r 

) 


‘1  V'gl.  Wucher  auf  dem  Lande,  .S.  227—244. 
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Der  Rheinische  Bauernverein  wurde  am  8.  November  1882 
zu  Kempen  am  Rhein  gegründet.  Die  Bestrebungen  des  Vereins  | 

sind  hauptsächlich  auf  eine  Verminderung  der  auf  dem  Grundbesitz 
liegenden  Lasten,  ferner  auf  eine  zweckmässige  Regelung  des  Real- 
und  Personalkredits  und  besonders  auf  rationelle  Lösung  der  Zoll- 
trage  gerichtet.  Schliesslich  gewährt  er  seinen  Mitgliedern  Rechts- 
schutz gegen  Übervorteilung  jeglicher  Art.  Hauptzweck  einer  im  1 

Jahre  1883  gegründeten  chemischen  Versuchsstation  zu  Kempen  ® 

ist,  die  Landwirte  durch  Überwachung  des  Handels  mit  Dünger,  i 

1 uttermitteln  und  Sämereien  vor  \ erlusten  zu  schützen  ; im  Zusammen-  i 

hang  hiermit  stehen  lokal  begrenzte,  der  Beschalfung  von  Dünge- 
und  Futtermitteln  dienende  Konsumvereine. 

Gleich  dem  Westfälischen  Bauernverein  hat  auch  der  Rheinische 
\’erein  mit  Versicherungsgesellschaften  Verträge  zum  Vorteil  seiner  | 

Mitglieder  abgeschlossen.  ; 

I 

Vereins-Organ  ist  der  „Rheinische  BaueP-,  Die  Anzahl  der  ( 

Mitglieder  beträgt  weit  über  30  000.  /l 

Der  Trierische  Bauernverein  besteht  seit  dem  6.  April  1884.  1 

Seine  Hauptthätigkeit  erstreckt  sich  auf  Massregeln  zur  Bekämpfung 
les  Wuchers.  ’)  Dies  geschieht  direkt  durch  Führung  von  Prozessen 
vegen  Viehwuchers  und  Wucherzinsen  und  indirekt  durch  Gründung  * 

-iner  landwirtschaftlichen  Bank  und  eine  durch  einzelne  Ortsvereine 
ind  eine  Centralkasse  geregelte  Viehversicherung. 

Der  Hessische  Bauernverein,  gegründet  am  26.  August  1883 

:u  Bingen  a.  Rh.,  hat  sich  vollständig  dem  Vorbild  des  Westtalischen 
Bauernvereins  angepasst. 

Der  Nassauische  Bauernverein,  seit  dem  Jahre  1881  bestehend, 
lat  sich  hauptsächlich  für  die  Interessen  seiner  Mitglieder  am  Rhein 

durch  Begünstigung  und  thatkräftige  Forderung  der  Winzervereine 
’erdient  gemacht. 

Der  West- und  Ostpreussische  Bauernverein  wurde  am  15.  Dez.  ' 

882  zu  Deutsch-Krone  gegründet  auf  Grund  eines  Statuts,  welches 
last  genau  mit  dem  des  Westfälischen  Bauernvereins  übereinstimmt, 

1 ind  hat  sich  trotz  vieler  erschwerender  Umstände,  namentlich  trotz 
der  stark  zur  Geltung  kommenden  Nationalitäts-  und  Konfessions- 
’ erschiedenheit  rasch  zu  entwickeln  gewusst. 


I Vgl.  Wucher  aut  dem  Laude,  .S.  151 
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Ferner  existieren  noch  der  Eichsfeldische  Bauernverein  seit  den 
II.  Februar  1885,  der  Schlesische  Bauernverein  seit  dem  12.  Dez. 
1881  und  der  Mittel  badische  Bauernverein  seit  dem  12. Juli  1885. 

Die  Mitghederzahl  dieser  einzelnen  Vereine  schwankt  zwischen 
2000  und  9000.  Die  Gesamtzahl  aller  Mitglieder  der  deutschen 
Bauernvereine  beträgt  wohl  annähernd  100000. 

Es  ist  klar,  dass  diese  einzelnen  Bauernvereine  je  nach  Lage 
und  Natur  der  Landwirtschaft  wesentlich  verschiedene  Aufgaben 
haben,  und  dass  es  eine  völlig  falsche  Auffassung  und  Verkennung 
der  wahren  Interessen  des  Bauernstandes  wäre,  wollte  man  die  ein- 
zelnen, selbständig  für  sich  wirkenden  Bauernvereine  zu  einem  all- 
gemeinen deutschen  Bauernverein  zusammenzvvingen. 

Wohl  zu  unterscheiden  sind  diese  Bauernvereine  von  den  land- 
wirtschaftlichen Provinzialvereinen , welche  sich  hauptsächlich  der 
Vervollkommnung  der  Technik  des  landwirtschaftliehen  Betriebes 
auf  den  verschiedenen  Zweigen  widmen,  wärend  jene  hauptsächlich 
für  Pflege  der  volkswirtschaftlichen  und  sozialpolitischen  Seite  oder 
der  sogenannten  Betriebslehre  im  weiteren  Sinne  sorgen,  ohne  dabei 
jedoch  auch  nur  im  Geringsten  irgend  welche  Politik  zu  treiben  im 
Gegensatz  zu  anderen  Bauernvereinen,  wie  der  Hannöversche , der 
Posener,  der  Westerwälder,  der  Mitteldeutsche  und  andere,  welche 
einen  ausgesprochen  politischen  Charakter  tragen. 

Protz  mancher  harten  Prüfungen  und  mancherlei  Missverständ- 
nisse und  Missdeutungen  haben  sich  die  Bauernvereine  zum  Segen 
des  beteiligten  Standes  zu  entwickeln  gewusst,  namentlich  durch  die 
rastlose,  planvolle  Ihätigkeit  des  Leiters  des  Westfälischen  Bauern- 
vereins, Freiherrn  von  Schorlemer-Alst,  welcher  gewissermassen  als 

der  geistige  Vater  dieser  ganzen  Bewegung  anzusehen  und  zu  be- 
zeichnen ist. 

„Drei  Klippen  sind  es  indessen,  welche  die  Bauernvereine  auf 
ihrem  weiteren  Wege,  wie  bisher,  zu  vermeiden  sich  angelegen  sein 
lassen  müssen,  nämlich  erstens  müssen  sie  sich  hüten,  in  das  Schlepp- 
tau von  „Strebern“  genommen  zu  werden,  welche  auf  den  Schultern 
des  Bauernstandes  ihre  eigenen  selbstsüchtigen  Pläne  zu  erreichen 
suchen ; Unabhängigkeit  nach  allen  Seiten  sei  die  Devise. 

Zweitens  müssen  sie  sich  hüten,  in  das  Fahrwasser  irgend  einer 
der  bestehenden  politischen  Parteien  zu  geraten,  sie  müssen  vielmehr 

5 


— 66  — 

nnbeirrt  als  einziges  Ziel  die  Wahrung  der  Interessen  der  I.andwirt- 
schaft  im  Auge  behalten.  Drittens  müssen  sie  sich  bei  der  Ver- 
lolgung  des  letztgenannten  Zieles  vor  einseitiger  Interessenpolitik  mit 
Verkennung  der  berechtigten  Forderungen  anderer  Berufsklassen  wie 
der  Industrie,  des  Handels  u.  s.  w.  hüten,  vielmehr  immer  den  Blick 
auf  die  Gesamtheit  der  Bevölkerung  gewendet  halten,  denn  nur  so 
werden  gleichmassig  die  Interessen  der  Vertreter  der  Landwirtschaft 
vvie  auch  der  Gesamtheit  gewahrt  bleiben.“  Fassbender,  S.  177.) 

L i 1 1 e r a t u r : 

Fassbender,  Die  Bauernvereine  und  die  Lage  der  Landwirtschaft, 
^aderborn,  1888. 

Jäger,  Agrarfrage  der  Gegenwar:,  ]I.  S.  374 ff. 


Wir  sind  am  Ende  unserer  Arbeit  angelangt.  Soweit  es  in 
unseren  Kräften  stand,  haben  wir  gesucht,  der  gestellten  Aufgabe 
nach  den  w'esentlichsten  Beziehungen  gerecht  zu  werden.  Die  klare, 
aufrichtige  Überzeugung  von  der  unendlichen  Bedeutung  der  Er- 
haltung des  Bauernstandes  für  das  Gedeihen  unseres  gesamten  wirt- 
schaftlichen Lebens,  für  die  Entwicklung  des  Nationalwohlstandes 
und  für  die  Erhaltung  des  sozialen  Friedens  war  der  leitende  Ge- 
danke, mit  welchem  zugleich  ein  lebendiges  Interesse  für  diesen 
Stand,  geweckt  und  genährt  durch  langjährige,  unmittelbare  Be- 
rührung mit  demselben,  sich  verbindet. 

Der  Bauernstand  ist  der  natürlichste,  lebenskräftigste  Bestand- 
teil der  Nation,  die  festeste,  zuverlässigste  Stütze  für  Thron  und 
Gesetz,  Kaiser  und  Reich. 

Gustav  Freitag  sagt  in  seinen  „Bildern  aus  deutscher  Vergangen- 
heit : „Wieder  muss  daran  erinnert  werden , dass  von  jeher  der 
Bauernstand  die  grosse  Quelle  war,  aus  welcher  neue  Familienkraft 
in  die  Zunftstuben  und  die  Arbeitszimmer  der  Gelehrten  aufstieg. 
Auch  deshalb  liegt  die  Grundlage  für  das  Gedeihen  der  Völker  in 
einfacher  Thätigkeit  des  Landmannes,  der  menschlichen  Arbeit,  bei 
welcher  Geist  und  Körper,  Anstrengung  und  Erholung,  Freude  und 
Unglück  durch  die  Natur  selbst  reguliert  werden.  Der  Untergang 
der  freien  Landarbeiter  hat  mehr  als  einmal  die  politische  Existenz 
der  Staaten  untergraben,  ja  er  hat  einst  die  tötliche  Schwäche  des 
grossen  Römerreiches  und  das  Absterben  der  antiken  Welt  zur 
Folge  gehabt.  Je  reichlicher  und  ungehinderter  neue  Kraft  aus  den 
unteren  Schichten  in  die  anspruchsvollen  Kreise  aufsteigt,  desto  kräf- 
tiger und  energischer  wird  das  politische  Leben  des  Volkes  sein 
können.“  Dieser  Wahrheit  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen , der 
gesundesten  Kraft  des  Landes,  der  Wehrkraft  gegen  äussere  und 
innere  Feinde  in  ihrem  Streben  nach  vorteilhafter  Entwickelung  und 
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wirtschaftlicher  Selbständigkeit  helfend  entgegenzukommen,  ist  eine 
der  wichtigsten  Forderungen  der  Zeit,  der  Gerechtigkeit  und  der  über- 
legenden Vernunft ; und  in  dieser  Erkenntnis  schliessen  wir  unsere 
Arbeit  mit  dem  ernsten  Mahn-  und  Warnungsrufe  des  Herrn  Geh.- 
Rat  Professor  Dr.  Roscher : 

„Bewahren  wir  unsern  Bauernstand,  diesen  Schatz  und  Reserve- 
fonds unserer  nationalen  Zukunft  mit  gebührender  Sorgfalt'.  So 
schwer  das  Erhalten  auch  manchmal  sein  mag,  es  ist  immer  noch 
viel  leichter . als  das  Wiederherstellen , denn  der  Bauernstand  ist 
die  Wurzel  des  Volksbaumes.  Die  Blüten,  Blätter  und  Zweige 
der  Krone,  ja  selbst  der  Stamm  können  absterben  und,  wenn  die 
Wurzel  gesund  ist,  ersetzt  werden.  Aber  wo  die  Wurzel  nichts 
taugt,  da  geht  der  ganze  P)aum  zu  Grunde.“ 


Lebenslauf. 


Ich,  Hugo  Karl  Otto  Nolden,  wurde  geboren  zu  Eschweiler. 
Rheinprovinz,  am  24.  August  1867. 

Ich  besuchte  zunächst  die  Elementarschule,  dann  nach  dem  im 
Jahre  1876  erfolgten  Tode  meines  Vaters  die  Rektoratschule  zu 
Ibbenbüren  i.Westf.  und  vom  Herbste  1880  ab  das  Königl.  Gym- 
nasium zu  Saarbrücken,  wo  ich  Ostern  1887  das  Zeugnis  der  Reife 
erhielt.  Ich  bezog  zunächst  die  Universität  Berlin  und  wandte  mich 
dort  und  an  der  Landesakademie  Münster  i.  Westf.  rein  philosophischen 
Studien  zu,  während  ich  mich  späterhin  in  Leipzig  mit  volkswirt- 
schaftlichen Studien  beschäftigte. 

Meine  Konfession  ist  die  evangelische. 


Hug-o  Nolden. 


